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Prolog


Die Invasion oder: Eine „spezielle Militäroperation“


Pawel Filatjew, 33 Jahre alt, war ein russischer Unteroffizier in der 6. Luftsturmkompanie des 56. Luftsturmregiments der 7. Garde-Luftsturmdivision. Von der Krim aus beteiligte sich seine Einheit am 24. Februar 2022 an dem Angriff auf die Ukraine. In seinem im August 2022 im Internet und bald darauf als Buch erschienenen Bericht „ZOV. Der Verbotene Bericht. Ein russischer Fallschirmjäger packt aus“ beschrieb er seine Erlebnisse während der Invasion.


Bericht eines russischen Soldaten


„Also, es ist Krieg: Unsere russische Armee schießt auf die ukrainische, und die schießt zurück, es explodieren Granaten und Raketen. Hast du je das Geräusch einer näher kommenden Granate gehört? Wenn nicht: Schade!


Es ist ein unvergessliches Gefühl, die Luft vibriert und pfeift, die Eingeweide drehen sich dir um, der Atem stockt. Dann hörst du, wenn du Glück hast, die Explosion und begreifst, heute ist dein Tag, natürlich nur, wenn die Detonationswelle dir nichts abgerissen hat und keine Splitter in deinem Körper stecken. Und wenn es anders läuft, nun ja, dann hast du eben einen schlechten Tag, hast diesmal Pech gehabt. Soldat zu sein hat eben so seine Tücken.“ (ZOV, S. 5)


„Wir fahren durch Armjansk, die Stadt ist in Aufruhr: Am Himmel fliegen Geschosse in Richtung Ukraine, eine riesige Kolonne fährt durch die Straßen, Militärpolizei und Verkehrspolizei sperren alles ab, damit uns keine Zivilisten in die Quere kommen. Durch einen Schlitz in der Abdeckplane unseres URAL-Lastwagens sehe ich fünfgeschossige Gebäude, in denen bereits Licht brennt und Menschen aus den Fenstern und von den Balkonen schauen. […]


Von der Ladefläche sehe ich nur, was hinter uns geschieht. Was, wenn meine Kompanie jetzt voll am Arsch ist? Was passiert da? Wo fahren wir hin? Ich will vorwärts, das Adrenalin steigt mir in den Kopf, ich bebe, dabei verstehe ich überhaupt nichts. Kampfjets fliegen einer nach dem anderen über unsere Köpfe, dann Hubschrauber, Geräusche von Explosionen, die Luft riecht nach Schießpulver. Dieser Anblick ist furchteinflößend und atemberaubend schön zugleich. Sonnenaufgang gegen sechs; strahlend hell wie im Frühling verbreitet die Sonne ihre Wärme nach der unbehaglichen klammen Nacht und dem Regen.


Und im selben Augenblick sind da Dutzende Hubschrauber und Flugzeuge; rechts über das Feld rasen Schützenpanzer, plötzlich tauchen knapp hundert weitere Panzer auf, schweres Militärgerät mit Fahnen der Luftlandetruppen und Russlandflaggen. […]


Der URAL-LKW rollt langsam an einem zerstörten Grenzposten zwischen der Krim und der Ukraine vorbei. Die Kolonne beschleunigt, kommt zum Stehen, beschleunigt wieder. Am Straßenrand stehen kaputte, rauchende oder zerschossenen Autos. Als wir die Grenze überqueren, bemerke ich, dass sich der Zug des Sturmbataillons aufgelöst hat. Ihre UAZ-Wagen stehen am Straßenrand, sie halten jetzt den Grenzposten. Ich sehe Blut, aber keine Leichen – vielleicht haben sie sie schon weggeräumt. […]


Gleich hinter dem Grenzposten brennt eine zerschossenen Tankstelle. Unsere Aufklärer fahren voran. Jemand hat hier sein Leben gelassen. Immer häufiger passieren wir zurückgelassene oder zerstörte Fahrzeuge. […]


Der große Strom aus Militärgerät verästelt sich und verliert sich immer mehr in den Feldern. Ukrainische Straßenschilder, Schriftzüge und Flaggen tauchen auf. Mich überkommt das Gefühl, dass ich, verdammt noch mal, gar nichts kapiere, dass alles um mich herum wirklicher ist als die Wirklichkeit und trotzdem wie ein Traum.


Plötzlich bleiben wir auf einer verlassenen Straße stehen, und es ertönt das Kommando: „Zum Gefecht!“ Wir alle stürmen schnell, aber unbeholfen aus den Fahrzeugen und verteilen uns querbeet neben der Straße, um in Stellung zu gehen: Manche knien, andere liegen, manche bleiben stupide stehen, unsicher, ob sie sich wirklich in den Dreck werfen sollen. Zum Glück ist es falscher Alarm, sonst hätte uns ein gut vorbereiteter Feind eine ordentliche Abreibung verpasst.“


Nach zwei Monaten an der Front wurde Filatjew verwundet. Im Lazarett schrieb er auf, was er gesehen und erlebt hatte: Verwüstung, Leichen, ratlose Befehlshaber und marodierende Truppen. Auf seinem Handy hielt er alles fest und veröffentlichte es im Internet. Daraufhin musste er fliehen: Er hatte gegen eine ganze Reihe russischer Gesetze verstoßen und lebt jetzt unter einem anderen Namen in Frankreich.


„Es ist schwer zu beschreiben, welche Gefühle hochkommen, wenn man aus einem Kampfgebiet evakuiert wird …


Zwei Monate Kälte, Dreck, Schweiß und die Allgegenwart des Todes. Schade, dass man keine Reporter zu uns an die Front lässt, ansonsten könnte das ganze Land seine Fallschirmjäger bewundern: unrasiert, schmutzig, abgemagert und wütend. Ich weiß nicht, was sie wütender macht, die sturen Ukrainer, die sich nicht entnazifizieren lassen wollen, oder die eigene unfähige Leitung, die ihre Soldaten nicht einmal bei Kampfhandlungen mit der nötigen Ausrüstung versorgt.“ (ZOV, S. →, →–→)


Am Donnerstagmorgen, dem 24. Februar 2022, begann in Europa eine neue Realität, von der kaum jemand geglaubt hatte, dass sie eintreten würde. Im frühen Morgengrauen hatte Russland mit Luftangriffen auf Kiew und weitere ukrainische Städte einen Krieg gegen den unabhängigen und souveränen Staat Ukraine begonnen. Gemessen an der Zahl der beteiligten Truppen und der Anzahl der Todesopfer wie auch der Flüchtlinge entwickelte sich dieser Krieg – laut Putin eine „spezielle Militäroperation“ – schon bald zum größten und tödlichsten Konflikt, den Europa seit dem Ende des Zweiten Weltkrieges erlebt hatte.


Was im Jahr 2013 geschah


Um die Entwicklung zwischen Russland und der Ukraine besser zu verstehen, sollte man einen Blick in die Vergangenheit werfen, ins Jahr 2013. In jenem Jahr stimmte das ukrainische Parlament mit großer Mehrheit dem Abschluss eines Assoziierungsabkommens mit der Europäischen Union zu. Russland hingegen übte Druck auf die Ukraine aus, das Abkommen abzulehnen: Der Kreml-Berater Sergej Glasjew warnte im September 2013, dass Russland die Grenzen der Ukraine nicht mehr anerkennen würde, wenn die Ukraine das EU-Assoziierungsabkommen unterzeichnen würde. Im November verweigerte der ukrainische Präsident Wiktor Janukowitsch die Unterzeichnung des Abkommens und entschied sich stattdessen für eine engere Bindung an die von Russland geführte Eurasische Wirtschaftsunion. Diese Entscheidung löste eine Protestwelle aus, die als Euromaidan bekannt wurde und im Februar 2014 in der Maidan-Revolution gipfelte. Janukowitsch wurde vom Parlament entmachtet und floh nach Russland.


Annexion der Krim und Einmarsch in den Donbass


Am 20. Februar 2014 ließ Putin die Krim durch seine Spezialeinheiten, die keine Hoheitsabzeichen trugen, annektieren. Das war – acht Jahre vor dem Angriff vom Februar 2022 – der eigentliche Beginn des russisch-ukrainischen Krieges. Mit dieser Annexion brach Putin mehrere Verträge, die er mit der Ukraine geschlossen hatte. Die internationale Gemeinschaft ignorierte diese Tatsache weitgehend; nur ein paar Sanktionen wurden beschlossen. Zu diesem Zeitpunkt war der prorussische Präsident der Ukraine, Wiktor Janukowitsch, noch an der Macht.


Am 16. März 2014 kam es auf der Krim zu einer Pseudo-Volksabstimmung, wie es einst in der Sowjetunion üblich gewesen war. Diese Abstimmung fand statt, als die Halbinsel schon drei Wochen lang von russischen Truppen besetzt war, das heißt: Erst nach der militärischen Eroberung wurden die Einwohner in einer Scheinabstimmung unter dem Druck von Kalaschnikows aufgefordert, dem Gewaltakt zuzustimmen. Die Annexion war also nicht das Ergebnis eines politischen Prozesses auf der Krim, sondern das einer militärischen Operation.


Die Fortsetzung erfolgte dann nur einen Monat später im Donbass, einem von Kohle und Stahl geprägten Industriegebiet im Südosten der Ukraine, das an Russland grenzt. Hier initiierte und steuerte Russland gezielte Unruhen, bei denen sich Bürger aus der russischen Provinz Rostow als ukrainische prorussische Demonstranten ausgaben, die die Abtrennung des Gebietes von der Ukraine forderten. Wie auf der Krim gab es auch im Donbass keinen Zweifel, dass der Separationskrieg von Moskau angezettelt worden war.


Reguläre russische Einheiten spielten zunächst keine größere Rolle. Es waren irreguläre, von Moskau bezahlte Gruppen, eine Mischung aus ukrainischen und russischen paramilitärischen Abenteurern, die vom russischen Geheimdienst FSB geführt wurden. Der sogenannte Donbass-Krieg begann im April 2014, als bewaffnete, von Russland unterstützte Separatisten ukrainische Regierungsgebäude in den Oblasten Donezk und Luhansk in ihre Gewalt brachten und die Volksrepublik Donezk und die Volksrepublik Luhansk ausriefen. Russische Truppen waren direkt in diese Konflikte verwickelt. Im September 2014 und im Februar 2015 wurden Waffenstillstände vereinbart (Minsker Abkommen), doch sie scheiterten.


Die Annexion der Krim und der Krieg im Donbass lösten in Russland eine Welle des Nationalismus aus, mit dem Ruf nach der Annexion weiterer ukrainischer Gebiete. So sollte Noworossija, Neurussland, entstehen. Aufgrund dieser Bedrohung stimmte das ukrainische Parlament im Dezember 2014 für die Streichung der Neutralitätsklausel aus der Verfassung und für die Aufnahme der Ukraine in die NATO.


Vorbereitung des Angriffs


Ab März und April 2021 begann das russische Militär, in drei Bereitstellungsräumen nahe der ukrainischen Grenze massiv anzuwachsen, und ab Oktober 2021 gab es erhebliche Truppenbewegungen sowohl in Russland als auch in Weißrussland (Belarus). Ein Bereitstellungsraum lag im westlichen Russland, im Oblast Smolensk nahe der weißrussischen Grenze, und zwar in der Nähe der Ortschaft Jelnja. Kiew liegt ziemlich genau südlich dieser Region. Ein weiterer Bereitstellungsraum befand sich im südwestlichen Russland, im Oblast Woronesch, der an den ukrainischen Oblast Luhansk grenzt, und zwar in der Nähe der Ortschaft Boevo. Von dort sind es 250 bis 300 Kilometer bis Charkiw. Der dritte Bereitstellungsraum lag in Persianovka im Oblast Rostow, gegenüber der beiden Separatisten-Provinzen Donezk und Luhansk. Auf der Krim befand sich der Bereitstellungsraum in der Nähe der Ortschaft Nowooserne an der Westküste der Halbinsel.


Mitglieder der russischen Regierung hatten immer geleugnet, dass es Pläne für eine Invasion oder einen Angriff auf die Ukraine gebe, wobei die Dementis bis zum Tag vor der Invasion anhielten. Die Entscheidung, in die Ukraine einzumarschieren, wurde Berichten zufolge von Putin und seinem inneren Kreis, einer kleinen Gruppe von Kriegsfalken, „Silowiki“ genannt, getroffen. Sowohl der Nationale Sicherheitsberater Nikolai Patruschew als auch Verteidigungsminister Sergei Schoigu gehörten zu dieser Gruppe.


Die Hauptangriffe der Infanterie und der Panzer wurden in vier Stoßrichtungen geführt: von Norden, aus Weißrussland, gab es eine Angriffsrichtung auf Kiew zu. Von der Krim aus erfolgte die südliche Angriffsrichtung auf Cherson, und eine südöstliche Vormarschrichtung nutzte den russisch kontrollierten Donbass. Eine östliche Vormarschrichtung zielte von Russland aus in Richtung Charkiw und Sumy. Russische Fahrzeuge wurden anschließend mit einem weißen Symbol, einem nicht kyrillischen Buchstaben gekennzeichnet, dem „Z“. Es war vermutlich eine Maßnahme zur Verhinderung von Beschuss durch eigene Truppen. Insgesamt soll die russische Mannschaftsstärke rund 190.000 Soldaten betragen haben.


Putins TV-Ansprache


Um der Operation einen pseudolegalen Anstrich zu geben, griff Putin auf eine bekannte Verhaltensweise aus Sowjetzeiten zurück. Am 21. Februar 2022 erkannte er die Separatisten-Gebiete in der Ukraine, die sich inzwischen Donezker Volksrepublik (DVR) und Luhansker Volksrepublik (LPR) nannten, als unabhängige und souveräne Staaten an, und er nahm unverzüglich diplomatische Beziehungen zu ihnen auf. Die russische Staatsduma und der Föderationsrat (Unter- bzw. Oberhaus des russischen Parlaments) ratifizierten die Verträge umgehend. Wie geplant, ersuchten beide Separatisten-Gebiete, die DVR und die LPR, Moskau um militärischen Beistand gegen eine „ukrainische Aggression“.


In den frühen Morgenstunden des 24. Februar, es war 3.00 Uhr Moskauer Ortszeit, strahlte der Kreml eine Fernsehansprache Putins aus, in der er der Ukraine praktisch den Krieg erklärte. In einer wütenden Rede beschimpfte er ausdrücklich die Vereinigten Staaten als ein „Imperium der Lügen“, und deren Verbündete hätten seine „roten Linien und Sicherheitsforderungen“ ignoriert.


Weiterhin prangerte Putin die Ukraine als faschistischen Staat an, der von einer Junta regiert werde, die die Menschen im Donbass auf „genozidale Weise“ misshandele und töte. Der russische Staatschef betonte, dass er nicht mit dem ukrainischen Volk oder den ukrainischen Soldaten in Konflikt stehe, die ihre Waffen niederlegen und jederzeit frei nach Hause gehen könnten, sondern dass die „nationalistischen und faschistischen“ Machthaber in Kiew zur Verantwortung gezogen würden. Die Ukraine müsse einen Prozess der Entnazifizierung durchlaufen, und er versicherte, er werde Nationalisten und „Nazis“, die Russen und Russischsprachige angegriffen hätten, verhaften und anklagen lassen.


Putins Rede war im Voraus aufgezeichnet worden, und er hatte die wichtigsten Punkte an Journalisten weitergegeben, bevor gesendet wurde. (Kremlin.ru, 22. Februar 2022)


Die weitergehenden Ziele


Offiziell diente die russische „spezielle Militäroperation“, wie Putin den Angriff auf die Ukraine nannte, der Unterstützung der Separatisten im Oblast Donezk und Luhansk. Diese „spezielle Militäroperation“ hatte jedoch ein weitergehendes Ziel: Putin forderte, dass Kiew gemeinsam mit Washington und seinen Verbündeten die Krim als russisches Territorium anerkenne und die Ukraine für immer auf ihre Bestrebungen nach einer Mitgliedschaft in der NATO verzichten solle.


Eine künftige Ukraine dürfe keine bewaffneten Kräfte haben, die eine Bedrohung für Russland darstellen könnten, so Putin. „Russland hat nicht das Verlangen, die Ukraine zu besetzen“, betonte er. Allerdings, so der Kremlchef, sei die Grenze zwischen den beiden Ländern keine wirkliche Trennlinie, denn irgendwann würden Ukrainer und Russen eine Einheit bilden. Er betonte auch, dass die russischen Soldaten die Ukrainer gut behandeln sollten, insbesondere die Truppen, die ihre Waffen niederlegen würden. Darüber hinaus versprach Putin, den verschiedenen ukrainischen Völkern (russ. narodi) das gleiche Recht auf volle Selbstbestimmung einzuräumen wie den Separatisten in Donezk und in Luhansk. Offensichtlich hatte Putin die Absicht, die Ukraine in eine Reihe von Kleinstaaten aufzuteilen und somit eine leicht zu kontrollierende Pufferzone zwischen Russland und der NATO zu schaffen, ohne eigenes Militär.


Putin beharrte darauf, dass die heutige Ukraine von Nazis regiert werde, die sich in ähnlicher Weise des Völkermordes schuldig gemacht hätten wie einst die deutschen Nazis – eine Anschuldigung, die praktisch von jedem außerhalb des Kremls zurückgewiesen wurde. Das Ziel einer „Entnazifizierung“ der Ukraine beinhaltete natürlich auch das Recht, die ukrainische politische Elite ins Exil zu schicken, zu verhaften oder zu töten, um sicherzustellen, dass die Ukraine nie wieder als unabhängiger Staat auferstehen würde. Um diese Ziele Putins zu erreichen, sollten die russischen Streitkräfte in die Ukraine einmarschieren und das ukrainische Militär vernichten. (https://jamestown.org/program/demilitarize-balkanize-de-nazify-russias-aggressive-war-against-ukraine-begins/)


Putins angebliches Ziel, die Ukraine zu entmilitarisieren und zu entnazifizieren, war nur ein Vorwand für einen Angriffskrieg, um den Nachbarstaat zu besetzen und zu vernichten. Er und die Kreml-Medien leugneten weiterhin, dass es sich bei der russischen Invasion um einen Krieg handelte, und bezeichnet sie stattdessen als „spezielle Militäroperation“. Putins Botschaften zielten offensichtlich auf die russische Öffentlichkeit ab, die der Kreml nicht auf die Folgen eines Krieges gegen die Ukraine vorbereitet hatte. Russische Beamte und staatliche Medien verspotteten seit Monaten und noch am Tag vor der Invasion die westlichen Warnungen vor einer bevorstehenden russischen Invasion.


Trotz der wiederholten Warnungen aus den USA, dass Putin Hunderttausende von Soldaten in der Nähe seiner westlichen Grenzen für einen Angriff zusammengezogen habe, war eine groß angelegte Invasion für die meisten ukrainischen Bürger zu diesem Zeitpunkt unvorstellbar – allerdings auch für Westeuropäer.


Beginn der Invasion


Der russische Angriff begann am 24. Februar gegen 4.00 Uhr morgens Moskauer Ortszeit mit einem kurzen Luftangriff gegen die ukrainische Luftabwehr, Nachschubdepots und Flugplätze in der gesamten Ukraine. Doch Teile der ukrainischen Luftwaffe waren einsatzbereit, und auch die ukrainische Führung schien handlungsfähig zu sein. Nach Schätzungen des US-Verteidigungsministeriums umfassten die Angriffe über 100 Raketen, darunter eine Mischung aus ballistischen Kurz- und Mittelstreckenraketen, Marschflugkörpern und seegestützten Raketen. Schätzungsweise 75 russische Bomber waren an dem Angriff beteiligt.


Die ukrainischen Streitkräfte konnten die russischen Offensiven auf allen Vormarschachsen verlangsamen, mit Ausnahme der russischen Angriffsachse von der Halbinsel Krim aus. Diese ukrainischen Erfolge können vermutlich darauf zurückgeführt werden, dass es den Russen nicht gelungen war, die ukrainische Befehls- und Kontrollstruktur lahmzulegen.


Russische Streitkräfte rückten von Weißrussland aus auf beiden Seiten des Flusses Dnjepr auf das südlich gelegene Kiew vor und besetzten die Sperrzone um Tschernobyl (am Westufer). Doch am Ostufer des Dnjepr konnten die ukrainischen Streitkräfte den russischen Vormarsch bei Tschernihiw verlangsamen. Auch gelang es, den Militärflughafen Hostomel zu sichern, der nordwestlich von Kiew bei Butscha liegt, obwohl dort russische Luftlandetruppen abgesetzt worden waren. Da die russischen Streitkräfte es auch nicht schafften, den zivilen Flughafen Boryspil südöstlich von Kiew einzunehmen, hatten sie keine Möglichkeit, von dort über Nacht Luftlandetruppen an die Front im Westen von Kiew zu schicken.


In der Region Donezk und Luhansk konnten die russischen Truppen nach ihrem Überschreiten der Grenze nur wenig Territorium erobern. Anders sah es im Süden aus: Von der Krim aus drangen die russischen Streitkräfte rasch nach Norden vor und besetzten die Stadt Cherson (siehe Karte S. →). Der bisherige Vormarsch der russischen Truppen am 1. Tag betrug etwa 60 Kilometer.


Die Drohung


Als Präsident Wladimir Putin am Morgen des 24. Februar 2022 bekannt gegeben hatte, dass er russische Truppen in die Ukraine befohlen habe, kam er auch der Androhung eines Atomkriegs nahe. Er erinnerte die Welt daran, dass Russland nach wie vor einer der mächtigsten Nuklearstaaten sei und über einen gewissen Vorteil bei mehreren hochmodernen Waffensystemen verfüge. Er drohte mit Konsequenzen, wie man sie in der Geschichte noch nie erlebt habe, für jeden, der versuche, sich einzumischen. Er fügte hinzu: „Es sollte keinen Zweifel daran geben, dass jeder potenzielle Aggressor mit einer Niederlage und unheilvollen Konsequenzen rechnen muss, sollte er unser Land direkt angreifen.“
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Doch die Ergebnisse des ersten Kampftages waren aus russischer Sicht sicherlich nicht befriedigend, denn es war Russland nicht gelungen, die Ukrainer von der Sinnlosigkeit einer Gegenwehr zu überzeugen. Möglicherweise glaubten Putin und seine Generäle tatsächlich, dass die Ukrainer die Russen als Befreier begrüßen und die verteidigenden Soldaten ihre Waffen niederlegen würden. Nicht nur die politische und militärische Führung Russlands, sondern auch viele internationale Beobachter gingen davon aus, dass der Krieg innerhalb von Wochen, vielleicht sogar Tagen, beendet sein werde. Doch es sollte anders kommen.


In Russland war zwar eine Mehrheit mit der Invasion der Ukraine einverstanden – dennoch gingen Tausende auf die Straße, um dagegen zu protestieren. Sie trafen auf eine starke Polizeipräsenz. Mehrere hundert Demonstranten versammelten sich nahe dem von der Polizei abgesperrten Moskauer Puschkin-Platz. Einige skandierten „Nein zum Krieg!“ und entrollten die ukrainische Flagge.


Reaktionen von ukrainischen Politikern


• Der Bürgermeister von Kiew, Vitali Klitschko, erinnerte sich, dass er seinen Wecker in der Nacht zuvor auf 3 Uhr morgens gestellt hatte. Er berichtete, dass ukrainische Beamte Informationen hatten, wonach die Invasion eine Stunde danach beginnen werde. „Ich erhielt einen Anruf aus den Streitkräften, von meinen Freunden“, erinnerte er sich. „Die Invasion begann.“


• Der ukrainische Innenminister Denis Monastyrskyj wurde durch das Klingeln seines Handys geweckt. Der Chef des ukrainischen Grenzschutzes teilte ihm mit, dass russische Truppen die Grenze im Nordosten des Landes überqueren und offenbar versuchen würden, Kiew zu erreichen. Monastyrskyj rief Präsident Wolodymyr Selenskyj an und sagte: „Es hat begonnen.“


• Oleksij Danilov, Sekretär des Nationalen Sicherheits- und Verteidigungsrates der Ukraine, wusste ebenfalls, dass der Angriff kommen würde. „Ich verließ das Büro und ging nach Hause.Ich wusste, dass es bald losgehen würde“, sagte er. „Wir konnten es niemandem sagen. Meine Frau war wütend auf mich, weil ich sie nicht gewarnt hatte, dass der Krieg bald beginnen würde.“


• Es wurde erwartet, dass die Hauptoffensive aus dem Osten kommen würde, direkt über die russische Grenze zur Ukraine und in das industrielle Kernland der Region Donbass. Doch der Angriff war offenbar weniger zielgerichtet und laut Oleksij Resnikow, dem ukrainischen Verteidigungsminister, auch weniger gut von Russland geplant. „Uns war klar, dass dies eine Schlacht um den Donbass werden würde“, sagte der Verteidigungsminister, „Aber sie haben überall angefangen, ohne sich entsprechend zu formieren.“


Die Ukrainer kritisierten ihre Regierung, weil sie die Öffentlichkeit nicht vor der bevorstehenden Invasion gewarnt hatte. Resnikow erklärte, dies sei kein Versehen gewesen, sondern eine Verteidigungsstrategie. „Wir waren vorbereitet. Aber wir haben versucht, eine Panik auf unseren Straßen zu verhindern“, sagte er. „Wenn die Ukrainer gewusst hätten, dass Hunderttausende russischer Truppen im Begriff waren, über die Grenzen zu strömen, hätten sie vielleicht versucht, selbst über die Grenzen zu fliehen, und das hätte ein Hindernis für unsere Streitkräfte darstellen können, sich schnell zu bewegen.“


• Wolodymyr Selenskyj, Präsident der Ukraine: „Was mir in diesem Moment klar wurde, als ich mich anzog, war, dass Raketen über meine Kinder, über all unsere Kinder fliegen würden. Das bedeutete, dass es eine große Anzahl von Toten geben würde.“


Der Präsident unternahm mit Mitgliedern seines Kabinetts im Zentrum der Hauptstadt einen demonstrativen Spaziergang – natürlich vor den laufenden Kameras der Medien. Auf den Straßen erklärte der Präsident, dass er an Ort und Stelle bleiben werde. Er forderte die ukrainischen Bürger auf, nicht zu fliehen, sondern ebenfalls zu bleiben und zu den Waffen zu greifen, um ihr Land zu verteidigen. Und sie taten es, zu Tausenden.


Die ukrainische Regierung verteilte Waffen an Zivilisten, doch kaum jemand wusste, wie man sie bedient. Überall entstanden eilig errichtete Barrikaden und Kontrollpunkte, die von nervösen Freiwilligen mit gezogenen Waffen besetzt wurden.


• David Arachamja, Berater von Selenskyj: „Um ehrlich zu sein, hatte ich nicht an das Invasionsszenario geglaubt. […] Andrij Jermak (Leiter des Präsidialamts) rief mich irgendwann nach 4 Uhr morgens an. Ich war um diese Zeit total verschlafen. Er sagte nur: ,Es hat angefangen. Kommen Sie ins Büro.‘ Ich verstand gar nicht, was angefangen hatte. […] Wir hatten zuvor einen Reaktionsplan für diesen Fall ausgearbeitet. Der wurde also aktiviert, und dann wurden wir in diesen Bunker verlegt. Und so saß ich dort unten fest. Wahrscheinlich habe ich den Bunker einen Monat später zum ersten Mal verlassen.“


Reaktionen des Auslands


• Joe Biden, US-Präsident: „Es war noch Nacht in Washington. […] Russische Flugzeuge waren in der Luft. […] Und die Welt war dabei, sich zu verändern. Ich erinnere mich lebhaft daran. […] Ich fragte Selenskyj: ,Was gibt es, Mr. Präsident? Was kann ich für Sie tun? Wie kann ich Ihnen behilflich sein?‘ […] Er sagte, und ich zitiere: ,Rufen Sie die Führer der Welt zusammen. Bitten Sie sie, die Ukraine zu unterstützen.‘ [...] In dieser dunklen Nacht […] bereitete sich die Welt buchstäblich […] auf den Fall von Kiew vor … und vielleicht sogar auf das Ende der Ukraine.“


• Jake Sullivan, Präsident Bidens Sicherheitsberater: „Normalerweise verbringt man in einer Krise wie dieser viele Stunden damit, zu versuchen, die Krise in den Griff zu bekommen […] und zu entscheiden, was man dagegen tun will. In diesem Fall war alles im Voraus erledigt worden. […] Wir hatten bereits eine Checkliste mit Maßnahmen entwickelt, die wir abarbeiten würden […], die ersten 24 Stunden, 48 Stunden, 72 Stunden, 96 Stunden.“


• Antony Blinken, US-Außenminister: „Wir hatten an diesem Morgen im Oval Office ein langes Treffen mit dem Präsidenten bezüglich der Ukraine gehabt. [...] Am Nachmittag gab es ein Treffen der nationalen Sicherheits-Direktoren zum Thema Iran. Es folgten Videokonferenzen mit hochrangigen nationalen Sicherheitsbeamten. […] Zu diesem Zeitpunkt waren wir ziemlich sicher, dass es (der russische Angriff) innerhalb weniger Stunden geschehen würde.“


• Linda Thomas-Greenfield, US-Botschafterin bei den Vereinten Nationen: „Mitten in der Sitzung fingen plötzlich die Leute an, auf ihre Handys zu schauen und auf etwas zu zeigen. Ich erhielt eine Textnachricht vom ukrainischen Botschafter, der auf der anderen Seite des Raumes saß. Darin teilte er mir mit, dass der Angriff begonnen habe. Ich sah mich im Raum um und sah, dass alle auf ihre Handys starrten. Ich glaube, der russische Botschafter Wassili Nebensja erfuhr es erst, als ihm einer seiner Mitarbeiter die Telefonnachricht zeigte. Der Raum war wie betäubt. Ich verwende manchmal das Wort elektrisiert, aber das ist nicht richtig. Der Raum war fassungslos.


Wir haben den Rest des Abends daran gearbeitet, die UN-Resolution zur Verurteilung Russlands in die endgültige Form zu bringen. […] Wir machten unsere ganze Arbeit über WhatsApp. […] Ich habe den ganzen Abend WhatsApp-Nachrichten an verschiedene Mitglieder des Rates, an meine Mitarbeiter, nach Washington und an all die anderen geschickt, während wir damit begannen, dem Entwurf den letzten Schliff zu geben. Wir haben den Entwurf fertiggestellt und konnten 82 Länder dazu bringen, ihn mitzutragen […], natürlich wissend, dass die Russen ihr Veto einlegen würden. Damit hatten wir kein Glück […], aber wir wollten beweisen, dass sie isoliert waren.“


• Jens Stoltenberg, Generalsekretär der NATO: „Wir erkannten, dass dies Europa verändern würde, dass dies einer der dunkelsten Tage in der modernen Geschichte Europas war und viel Leid und Tod verursachen würde. […] Allein der schiere Umfang der Invasion machte deutlich, dass dies viel Leid, Tod und Schaden verursachen würde. Es war eine Wut, aber auch Traurigkeit – das sind die beiden Gefühle, die beschreiben, was an diesem Morgen in mir vorging.“


• Boris Johnson, britischer Premierminister: „Die Gerüchte hatten sich in den letzten Tagen vor der Invasion verdichtet, und wir konnten förmlich hören, wie die russischen Einheiten in Stellung gingen. Wir konnten das hören. […] Es war eine Mischung aus Unglauben, aber auch Fatalismus. Als ich das letzte Mal mit Putin gesprochen habe, hatte er einen ganz bestimmten Tonfall. […] Er hatte sich bereits entschlossen.“


Und später: „Was Selenskyj mir wirklich sagen wollte, ist, dass die Situation absolut entsetzlich sei. Panzer strömen aus verschiedenen Richtungen auf Kiew zu. Er spricht über die Art und Weise, wie die Ukrainer kämpfen. Die Tapferkeit, die sie zeigen. […] Seine Botschaft lautet: ,Gebt mir Hilfe, gebt mir die Ausrüstung jetzt.‘ Er hat ein Ziel. Seine Absicht ist, nicht nur zu sagen: ,Oh mein Gott, ich werde angegriffen.‘ Sein Ziel ist es, zu sagen: ,Johnson, wir brauchen jetzt militärische Hilfe. Hilf uns, sie zu bekommen.‘“


• Mateus Moraviecki, Premierminister Polens: „Ich erinnere mich sehr gut an einen Moment, als ich mit einem meiner Kollegen vom Europäischen Rat sprach, einem der anderen Premierminister, mit denen ich viele Male gesprochen habe. […] Er war sehr skeptisch und glaubte nicht wirklich, dass Russland eine Invasion im großen Stil durchführen könne. Ich fragte ihn: ,Glaubst du mir jetzt?‘ Er antwortete: ,Ja, voll und ganz.‘ […] Dieser Tag war also ein Wendepunkt in der Geschichte der Welt, in der Geschichte Europas, ganz sicher. Es gab also die Hoffnung auf ein Erwachen aus dem geopolitischen Dornröschenschlaf.“


• Bruno Kahl, der Präsident des deutschen Nachrichtendienstes, befand sich gerade in Kiew. Als er am Vortag in die ukrainische Hauptstadt geflogen sei, habe er gewusst, dass ein Krieg drohe. Deshalb habe er sein Flugzeug sofort nach der Landung nach Deutschland zurückgeschickt, damit es nicht zerstört oder von den russischen Streitkräften beschlagnahmt werden könne. Kahl und eine Gruppe von BND-Mitarbeitern verließen Kiew nach der ersten Bombennacht und fuhren mit PKWs zur polnischen Grenze.


„Man hat die Not der Menschen mitbekommen, vor allem […] kurz vor der Grenze. Das war der emotional intensivste Teil, die letzten 20 Kilometer vor der Grenze, da hat man gemerkt, die Leute haben Angst, die wollen alle raus, und keiner fühlt sich mehr sicher. Und die Leute haben große materielle Nachteile in Kauf genommen. Sie haben ihre Autos einfach am Straßenrand stehen lassen und sind mit dem Nötigsten gelaufen. Das war sehr, sehr, sehr deprimierend.“


• Der Autor Matthias Plügge: Mein Interesse an den Ereignissen vom 24. Februar 2022 war sehr groß, denn von 2004 bis 2011 habe ich in Kiew gelebt und als freier Journalist gearbeitet. Von daher habe ich eine besondere Beziehung zu der Stadt und dem Land.


Die „Orange Revolution“, die im Herbst 2004 als friedliche Reaktion auf einen Wahlbetrug begann, führte im Dezember 2004 zu einer Wiederholung der Wahl, die der Kandidat des Kreml, Wiktor Janukowitsch, verlor. Sein Gegner, ein Befürworter der Westanbindung, war Wiktor Juschtschenko. Mittels einer Vergiftung mit Dioxin sollte er ausgeschaltet werden, doch die Behandlung in einem Wiener Krankenhaus rettete ihm das Leben.


Die erfolgreiche ukrainische Orange Revolution verstärkte in Russland die bereits bestehende Einkreisungsphobie. Im November 2013 begannen erneut Demonstrationen auf dem Maidan, die sich 2014 zu der Protestbewegung „Euromaidan“ entwickelte. Die erneuten Proteste knüpften an die Tradition der Orange Revolution an und führten letztendlich im März 2014 zur Besetzung der Krim durch Russland.


Als ich die Nachrichten über den Einmarsch der russischen Truppen in die Ukraine hörte und auch die Berichte sah, fiel mir eine Geschichte aus dem alten Griechenland ein: Es war die Geschichte des Lyderkönigs Krösus und des Orakels von Delphi. Krösus wollte wissen, was passiere, wenn er den Fluss Halys überschreite, um das persische Reich des Kyros anzugreifen. Die Antwort des Orakels: Wenn Du den Fluss überschreitest, wirst Du ein großes Reich zerstören. Daraufhin überschritt Krösus den Fluss, erlitt mehrere Niederlagen und zerstörte sein eigenes Reich.


In meinen Gedanken setzte ich Krösus mit Putin gleich. Ich konnte mir nicht vorstellen, dass ein Autokrat, auch wenn es ein mächtiger russischer ist, ungestraft in Europa einen Krieg beginnen und führen kann. Ich konnte mir auch nicht vorstellen, wie uneinig das bisher in Fragen der Sicherheit so einige Europa war. Keiner wollte Putin wehtun. Doch die Vorstellung, dass Putin mitentscheiden würde, wann der Krieg beendet sei, erscheint absurd, obwohl es wohl einige Politiker in der EU gibt, die dieses anstreben. Es ist die Angst, was geschehen könnte, sollte Russland, ein Bundesstaat, nach Putins Ende auseinanderbrechen. Vielleicht könnte es einen noch radikaleren, noch unberechenbareren Führer im Kreml geben, und was dann? Doch diese Ungewissheit darf uns nicht hindern, der Ukraine die Waffen zu liefern, die sie braucht, um sich effektiv gegen Putin zu wehren und ihn letztendlich militärisch zu schlagen.


Die Idee der „Dreieinigen russischen Nation“


Es war der russische Präsident Wladimir Putin selbst, der den Angriff auf die Ukraine als eine Reaktion bezeichnete, die auf die Erweiterung der NATO auf Staaten der ehemaligen Sowjetunion erfolgt sei. Doch ein Essay aus dem Juli 2021 und Äußerungen kurz vor dem Angriff zeigen, dass der wahre Grund für die Invasion und die damit verbundene Rechtfertigung weniger in den Bemühungen der Ukraine um einen NATO-Beitritt lagen, sondern wohl eher in der Geschichte zu finden sind. Gemeint ist damit eine bestimmte Version der russischen Geschichte, was die Beziehung zwischen Russland und der Ukraine betrifft.


Mehr als einmal erklärte Putin, Russen und Ukrainer seien vermutlich Teil ein und desselben Volkes. In einem Essay mit dem Titel „Über die historische Einheit von Russen und Ukrainern“ vom 12. Juli 2021 kam Putin zu folgendem Schluss: Russen und Ukrainer seien zusammen mit den Weißrussen ein Volk, das historisch „Dreieinige russische Nation“ oder auch „panrussische Nation“ genannt wird. Die panrussische Nation ist die Bezeichnung für ein Staatengebilde, dem die Teilnationen Großrussland, Kleinrussland bzw. Ukraine sowie Weißrussland angehören würden. Dieses Dogma wurde im russischen Zarenreich populär und von den imperialen Eliten vertreten. Als offizielle Staatsideologie bildete es schließlich die Grundlage des Russischen Reiches.


Das Modell dieser „Dreieinigen russischen Nation“ gehörte zur persönlichen Identität vieler politischer, religiöser und militärischer Führer des Landes – bis die Russische Revolution die Vorherrschaft der „Dreieinigen russischen Nation“ im russischen politischen Denken beendete. Als die bolschewistische Rote Armee die Weiße Garde besiegt hatte und deren Generäle ins Exil gingen, war es vorbei mit der Idee einer großen russischen Nation. Auch die emigrierenden Intellektuellen mussten ihre Vision eines einheitlichen und unteilbaren Russlands von da an im Ausland pflegen. Im Jahr 1922 bestand Lenin gegen den Widerstand Stalins auf der Schaffung eines Unionsstaates, in dem die Republiken getrennte Staatswesen mit gleichen Rechten wie Russland sein sollten.


Zu den Emigranten gehörten General Anton Denikin, dessen Memoiren Wladimir Putin stark beeindruckten, und der einflussreiche Philosoph Iwan Iljin, dessen Artikel „Was verheißt der Welt die Aufteilung Russlands“ eine häufig zitierte Quelle in den Reden Putins und anderer russischer Politiker sind. Iljin vertrat die Ansicht, dass Russland eines Tages seine Länder wieder unter seine Vormundschaft stellen werde. (Serhii Plokhy, The Russo-Ukrainian War, S. → f.)


Die Legitimität der heutigen Grenzen der Ukraine stellt Putin offen infrage. Ihm zufolge besetzt die heutige Ukraine historisch russisches Land und ist ein antirussisches Projekt, das seit dem 17. Jahrhundert von externen Kräften sowie während der Existenz der Sowjetunion durch administrative und politische Entscheidungen geschaffen wurde.


Solschenizyns Russland-Plan


Die Schlüsselfigur, die das imperiale Denken der Vergangenheit mit einem Plan für die Herausforderungen und Realitäten des postsowjetischen Russlands verband, war der Schriftsteller, Nobelpreisträger und politische Denker Alexander Solschenizyn. In einem Essay von 1990, „Rebuilding Russia: Reflections and Tentative Proposals“ forderte Solschenizyn die Abtrennung der Ostslawen von den nichtslawischen Republiken der Sowjetunion und die Bildung einer Russischen Union, bestehend aus Russland, der Ukraine, Weißrussland und Nordkasachstan.


Das von Solschenizyn rekonstruierte Russland sollte also vierteilig werden. Dieser Plan blieb jedoch Theorie, und einige Jahre später stellte Solschenizyn die Legitimität der ukrainischen Grenzen infrage. In seinem Essay „Russland im Zusammenbruch“ (1998) plädierte er für die Annexion der Ost- und Südukraine und prangerte deren unmäßige Ausdehnung auf Gebiete an, die bis zu Lenins Zeiten nie zur Ukraine gehört hatten: die beiden Donezk-Provinzen und der gesamte südliche Gürtel Neurusslands – Melitopol, Cherson, Odessa und die Krim.


Putin teilte viele dieser Ideen. Er stimmte auch mit Solschenizyns Überzeugung überein, dass ein Teil der Ost- und Südukraine nicht zu den historischen Gebieten des Landes gehöre, sondern, wie er zu Präsident George Bush 2008 sagte, ein Geschenk der russischen Bolschewiken an die Ukraine gewesen sei. Wie Solschenizyn akzeptierte Putin die sowjetische Teilung der russischen Nation in Russen, Ukrainer und Weißrussen, betrachtete sie aber weiterhin als Mitglieder eines einzigen Volkes. Solschenizyns Vision von Russland diente als Brücke zwischen den alten imperialen Vorstellungen von russischer Sprache, Kultur und Identität und den Ansichten, die in russischen politischen Kreisen mit dem Einzug von Wladimir Putin in den Kreml populär zu werden begannen. (Serhii Plokhy, The Russo-Ukrainian War, S. →)


Die Verantwortung der Sowjetunion


Während seiner Fernseh-Ansprache vom 21. Februar 2022, in der Putin die Anerkennung der Separatisten-Regionen Donezk und Luhansk, als unabhängige Staaten verkündete, sagte er auch, dass „die moderne Ukraine voll und ganz vom bolschewistischen, kommunistischen Russland 1917 geschaffen wurde, als Teil einer kommunistischen Beschwichtigung des Nationalismus ethnischer Minderheiten im ehemaligen Russischen Reich“. Dabei machte er insbesondere Lenin für die Abtrennung der Ukraine von Russland verantwortlich sowie Stalin für das Versäumnis, die „abscheulichen und utopischen“, von der Revolution inspirierten Fantasien aus der Verfassung der Sowjetunion zu streichen. Diese Fehler sowie die Dezentralisierung und Demokratisierung durch Gorbatschow in den späten 1980er-Jahren hätten letztlich zur Auflösung der Sowjetunion und zum Zusammenbruch des historischen Russlands geführt.


(https://www.euractiv.com/section/global-europe/news/putins-world-selected-quotes-from-a-disturbing-speech/)


Serhii Plokhy, Professor für ukrainische Geschichte an der Universität Harvard, erinnerte daran, dass es Lenin war, der im Jahr 1922 der Ukraine die formale Unabhängigkeit nahm, indem er sie in die Sowjetunion integrierte. „Natürlich hat Lenin die Ukraine nicht geschaffen. Er begann 1918 einen Krieg gegen einen unabhängigen ukrainischen Staat und ersetzte ihn durch einen Marionettenstaat namens Ukrainische Sozialistische Sowjetrepublik. Was Lenin tatsächlich schuf, war die Russische Föderation, ein Staat, der 1918 seine Verfassung erhielt und vier Jahre später der UdSSR beitrat. Im Jahr 1991 löste Boris Jelzin dieses von Lenin geschaffene Gebilde aus der Sowjetunion heraus und trug damit zum Zusammenbruch der Union bei. Lenin war der Schöpfer des modernen Russlands und nicht der Ukraine.“


(https://www.bbc.com/ukrainian/features-60480944)


Putins Interpretation der Geschichte ist mehr als eine Manipulation der Vergangenheit, um einen Vorwand für einen Akt der Aggression zu liefern. Sie ist die Konsequenz seines Geschichtsbildes, das ihn verleitet hat, ein Land anzugreifen, das er grundsätzlich falsch eingeschätzt hat. Der FSB, der russische Geheimdienst, hat Putin vermutlich mit Beschreibungen versorgt, die seinen Geschichtsfantasien entsprachen. Ein ausgedehntes Netz von Agenten war in der Ukraine rekrutiert worden, nicht nur um die ukrainische Regierung, das Militär und die Bevölkerung auszuspionieren, sondern auch um Massendemonstrationen zur Unterstützung der zur „Befreiung“ gekommenen russischen Truppen zu organisieren. Putins Erwartung, dass seine „spezielle Militäroperation“ innerhalb weniger Tage beendet sein würde, mit der obligatorischen Siegesparade auf dem Khreschatyk, der Flaniermeile von Kiew, mit Massen „befreiter“ Ukrainer, die seinen Soldaten dankbar zujubeln, weil sie endlich mit ihren russischen Brüdern im historischen Schoß der einen russischen Nation wiedervereint sind – diese Erwartung, dieser Traum hat sich nicht erfüllt.


Das Gegenteil war der Fall: Die russische sogenannte Befreiungsarmee stieß auf unerwartet heftigen Widerstand, und statt mit Blumen wurden die Russen mit Javelin-Panzerabwehrraketen und Stinger-Luftabwehrraketen empfangen. Putins Truppen wurden zu Opfern der Propagandaanstrengungen ihrer Regierung. Mit der Behauptung, Russen und Ukrainer seien ein und dasselbe Volk, wurden die Soldaten nicht auf einen Krieg vorbereitet, in dem sich, mit wenigen Ausnahmen, die gesamte Bevölkerung der Ukraine gegen die Invasionsarmee stellte. Verwirrung und Desorientierung der russischen Soldaten waren die Folge.


Im Fokus: Wolodymyr Selenskyj


Zu denjenigen, die von der russischen Invasion am meisten überrascht waren, gehörte der ukrainische Präsident Wolodymyr Selenskyj. In den Wochen vor dem Einmarsch versuchte er, sich selbst und dem ukrainischen Volk zu versichern, dass kein Einmarsch stattfinden werde. „Es ist keine Angst in seinem Gesicht“, berichtete der Sprecher des ukrainischen Parlaments, Ruslan Stefanschuk, der sich an die Begegnung mit Selenskyj an jenem Morgen erinnerte. „Es gibt nur die Frage: Wie kann das sein?“ Der Schock saß tief bei Stefanschuk und anderen Spitzenpolitikern des Landes: „Wir spürten, dass die Weltordnung zusammenbricht“, erinnerte sich Stefanschuk einige Wochen später.


Am Morgen des 24. Februar mussten Selenskyj und seine Frau Olena ihren Kindern sagen, dass die Bombardierung begonnen habe, und sie darauf vorbereiten, aus ihrem Haus zu fliehen. Die Tochter war 17 und der Sohn 9 Jahre alt – beide alt genug, um zu verstehen, dass sie in Gefahr waren. „Wir haben sie geweckt“, sagte Selenskyj. „Es war laut, da drüben gab es Explosionen.“


Eine am 26. und 27. Februar, dem dritten und vierten Tag des Krieges, durchgeführte Telefonumfrage ergab, dass 79 Prozent der Ukrainer an den Sieg glaubten und 90 Prozent der Männer sowie 70 Prozent der Frauen bereit waren, ihr Land zu verteidigen. Landesweit sprachen sich 86 Prozent der Ukrainer für einen Beitritt zur Europäischen Union aus, und 76 Prozent befürworteten einen NATO-Beitritt. Selenskyjs Popularität stieg auf 93 Prozent.


(Serhii Plokhy, The Russo-Ukrainian War, S. →)


Attentatspläne


Bald wurde klar, dass die Präsidentschaftskanzlei nicht der sicherste Ort für den Präsidenten war. Das Militär informierte Selenskyj, dass russische Kampftruppen mit dem Fallschirm über Kiew abgesprungen seien, um ihn und seine Familie zu töten oder gefangen zu nehmen. „Vor dieser Nacht hatten wir so etwas nur in Filmen gesehen“, kommentierte Andrij Jermak, Leiter des Präsidialamts, die Warnungen des Militärs.


Es gab auch andere Quellen, die die Gefährdung des Präsidenten betrafen. Vom Kreml beauftragte Söldner der Wagner-Gruppe und tschetschenische Kadyrow-Anhänger sollen mehrere Versuche unternommen haben, Selenskyj zu ermorden. Darunter war auch eine Operation mit mehreren hundert Söldnern, die in Kiew eingedrungen waren, um den Präsidenten zu töten. Die ukrainische Regierung gab an, Beamte des russischen FSB, die diesen Krieg ablehnten, hätten die Pläne offenbart.


Bei Einbruch der Dunkelheit am ersten Abend kam es zu Schusswechsel rund um das Regierungsviertel. Während die ukrainischen Truppen die Russen in den Straßen zurückdrängten, versuchte die Präsidentengarde, das Gelände mit allem, was sie finden konnten, abzuriegeln. Ein Tor am Hintereingang wurde mit einem Haufen aus Polizeisperren und Sperrholzplatten blockiert. Die Wachen innerhalb des Geländes schalteten das Licht aus und brachten kugelsichere Westen und Sturmgewehre für Selenskyj und etwa ein Dutzend seiner Mitarbeiter. Nur wenige von ihnen wussten, wie man mit den Waffen umgeht. Einer davon war Oleksiy Arestovych, ein Veteran des ukrainischen Militärgeheimdienstes. „Es war ein absolutes Tollhaus“, sagte er. „Automatikwaffen für alle.“ Russische Truppen hätten zwei Versuche unternommen, das Gelände zu stürmen, sagte er. Selenskyj berichtete später, dass zu diesem Zeitpunkt seine Frau Olena und seine beiden Kinder noch in Kiew waren.


Amerikanische und britische Streitkräfte boten an, den Präsidenten und sein Team zu evakuieren, vermutlich nach Ostpolen. Die Idee war, ihnen bei der Bildung einer Exilregierung zu helfen, die die Führung aus der Ferne übernehmen könnte. Keiner von Selenskyjs Beratern konnte sich erinnern, dass der Präsident diese Angebote ernsthaft in Erwägung gezogen hätte. In einem abhörsicheren Telefonat mit den Amerikanern antwortete er mit einem Spruch, der weltweit für Schlagzeilen sorgte: „Ich brauche Munition, keine Mitfahrgelegenheit.“


(https://time.com/6171277/volodymyr-zelensky-interview-ukraine-war/)


Selenskyj war nicht nur Realist, sondern auch Medienprofi. Er sagte: „Die Menschen sehen diesen Krieg auf Instagram, in den sozialen Medien. Wenn sie es satt haben, scrollen sie weiter. Das liegt in der menschlichen Natur. Vor schrecklichen Bildern verschließen wir gern die Augen.“ Selenskyj spürte, dass die Aufmerksamkeit der Welt nachließ, und das beunruhigte ihn fast so sehr wie die russischen Bomben.




Quellen: Prolog
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Kapitel 1


Wladimir Wladimirowitsch Putin


So manche politischen Führungspersönlichkeiten lassen noch während ihrer Amtszeit Publikationen veröffentlichen, die einen Versuch darstellen, der internationalen Öffentlichkeit ein Bild des Menschen hinter dem Politiker zu vermitteln, und oft auch, die eigene Politik zu erklären. Aus diesem Grund erschien im Jahr 2000 das Buch „First Person: An Astonishingly Frank Self-Portrait by Russia‘s President Vladimir Putin“ (First Person: Ein erstaunlich freimütiges Selbstporträt des russischen Präsidenten Wladimir Putin). Der Text basiert auf sechs Interviews von insgesamt 24 Stunden, geführt von drei russischen Journalisten.


Besonders interessant war an diesen Gesprächen, dass Wladimir Putin zum ersten Mal Details aus seinem frühen Leben und seiner KGB-Karriere preisgab. Ein Ausschnitt:


• Putin: „In der Tat habe ich ein sehr einfaches Leben geführt. Alles ist ein offenes Buch.


Ich habe die Schule abgeschlossen und war auf der Universität.


Ich schloss die Universität ab und ging zum KGB.


Ich beendete den KGB und ging zurück an die Universität.


Nach der Universität habe ich für Sobtschak gearbeitet.


Von Sobtschak ging ich nach Moskau und in die Generalabteilung.


Dann in die Präsidialverwaltung.


Von dort aus ging ich zum FSB.


Dann wurde ich zum Premierminister ernannt.


Jetzt bin ich amtierender Präsident. Das ist alles!“


• Frage: „Aber es gibt doch sicher noch mehr Details?“


• Putin: „Ja, die gibt es …“


(First Person, S. 0)


So lakonisch beginnt das Selbstporträt von Putin. Es folgen dann aber noch etwa 200 Seiten, in denen er sich durchaus ausführlicher gibt.


Und heute?


In den Jahren nach diesen Gesprächen gab es eine Reihe von Ereignissen, die viel veränderten. Und sicherlich hat sich auch Putin geändert und auf Entwicklungen, Geschehnisse und Bedrohungen reagiert, seien sie nun real oder vermutet. Um die Vielschichtigkeit der Person Wladimir Putin zu erfassen, wird in diesem Buch nicht nur eine Quelle, sondern es werden vier genutzt, wobei darauf geachtet wurde, den Tenor und die Quintessenz der genutzten Bücher nicht zu verändern oder gar zu verfälschen.


Masha Gessen: „The Man Without a Face: The Unlikely Rise of Vladimir Putin“


Masha Gessen ist eine russische Journalistin, die vor Ort in Moskau für ihr 2013 erschienenes Buch „Der Mann ohne Gesicht: Der unglaubliche Aufstieg von Wladimir Putin“ recherchierte und nun in New York lebt. Einige Kernsätze aus Gessens Buch lauten:


• Wladimir Putin war nie dazu bestimmt, Russland zu führen.




	
 Die meiste Zeit seines Lebens war er ein anonymer Bürokrat unter Tausenden in Russlands riesigem Spionagenetz.


	
 Selbst als er zum Präsidenten gewählt wurde, hatten die meisten russischen Politiker keine Ahnung, wer er war.


	
 Doch jetzt ist Putin nicht nur weithin bekannt, sondern auch gefürchtet, nicht nur in Russland, sondern auch weltweit. Während er anfangs einen unbestechlichen Eindruck machte, entwickelte sich Putin zu einem ruchlosen, gierigen Politiker, dessen eklatante Verstöße gegen die Demokratie und das Unterdrücken von Dissidenten die Welt schockierten.







[image: Der 38-jährige Wladimir Putin (1990)]


Der 38-jährige Wladimir Putin (1990)





Der junge Wladimir Putin war ein Kämpfer, der davon träumte, ein Spion zu sein.


Die Geschichte von Wladimir Wladimirowitsch Putin begann in den trostlosen Jahren nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs. Leningrad, das heutige Sankt Petersburg, war eine zerbombte Stadt, die Menschen waren ebenso zerstört. In dieser trostlosen Umgebung nahmen Putins Aggressionen und seine gewalttätigen Tendenzen Gestalt an.


Die Familie Putin litt während des Krieges: Putins Vater hatte beschädigte, entstellte Beine, und zwei Kinder waren bereits gestorben. Zum Glück hatten sie noch eine eigene Wohnung, ein seltener Luxus in jenen Jahren. Im Jahr 1952 wurde Wladimir geboren.


Die Wohnung der Familie Putin war ein 20-Quadratmeter-Zimmer mit einem Herd im Gemeinschaftsflur und einer behelfsmäßigen Toilette im Treppenhaus. Putin nannte dies sein Zuhause, bis er 25 Jahre alt war.


Als Junge war Putin leicht zu verärgern. Einen Großteil seiner Aggressionen kanalisierte er in der Kampfsportart Sambo, war aber dennoch häufig in Schlägereien verwickelt und wurde deshalb aus der kommunistischen Jugendorganisation, den Jungen Pionieren, ausgeschlossen.


Putins junges Leben war jedoch nicht nur hart. Trotz der beengten Wohnverhältnisse besaß die Familie ein Telefon, einen Fernseher und sogar ein Sommerhaus. Wie konnten sie sich diesen Luxus leisten?


Nachdem Putins Vater im Zweiten Weltkrieg als Soldat gedient hatte, unterhielt er Verbindungen zur damaligen Geheimpolizei, dem NKWD. Nach dem Krieg blieb er in der aktiven Reserve und behielt seinen Arbeitsplatz in der Fabrik – und als Gegenleistung dafür, dass er Informationen an die Geheimpolizei weitergab, erhielt er einen zusätzlichen Lohn.


Zu dieser Zeit begann auch Putin, sich für die Spionagearbeit zu interessieren. Als er 16 Jahre alt war, fragte er beim KGB, dem sowjetischen Geheimdienst, nach einer Beschäftigung. Man teilte ihm jedoch mit, dass er einen Hochschulabschluss oder Erfahrung in der Armee benötige, bevor er für den KGB arbeiten könne. Obwohl Wladimir kein hervorragender Schüler war, bewarb er sich an der Leningrader Universität und wurde angenommen.


Putin langweilte sich in seinem Job als KGB-Bürokrat; den Fall der Mauer erlebte er selbst mit.


Nach seinem Abschluss an der Leningrader Universität im Jahr 1975 wurde Putins Traum, für den Geheimdienst zu arbeiten, Wirklichkeit. Die meiste Zeit seiner Karriere beim KGB war er jedoch ein Bürokrat und kein Spion.


In den 1980er-Jahren arbeitete er in der DDR für den KGB; allerdings war er nicht in Berlin, sondern in Dresden stationiert. Seine Arbeit bestand darin, Zeitungsausschnitte zu sammeln und Berichte zu schreiben.


In Dresden waren Putin und seine Frau mit anderen russischen KGB-Offizieren befreundet. Möglicherweise deprimierte ihn seine Situation. Er nahm zu, weil er zu viel Bier trank. Seine bedeutendste berufliche Leistung war der Kauf eines Handbuchs der US-Armee, für das er einem Studenten 800 Deutsche Mark (Ost) zahlte.


Im Jahr 1989 signalisierten die Unruhen und Proteste in der DDR den Beginn des Zusammenbruchs des Ostblocks. Die DDR-Bürger in Dresden sahen einen Weg in die Freiheit, und als sich die Grenzen öffneten, stiegen sie in die Züge nach Prag und Warschau, um dort die Botschaften der Bundesrepublik zu erreichen.


Als die Berliner Mauer fiel, stürzte auch die Stasi, die riesige Geheimorganisation, die zur Kontrolle der DDR-Bürger geschaffen worden war. Demonstranten stürmten die Stasi-Zentralen in den Großstädten. Sie näherten sich auch dem Dresdner Büro des KGB, einer alten Villa in der Angelikastraße Nr. 4, wo Putin arbeitete. Später behauptete er, selbst mit den Demonstranten gesprochen zu haben, was wohl auch der Wahrheit entsprach. Da er sich der Bedrohung bewusst war, kehrte er in sein Büro zurück, verbrannte sensible Dokumente und bat um Hilfe. Er hoffte, dass die Armee anrücken würde, um das KGB-Gebäude zu verteidigen, aber sie kam nicht. Der Staat, dem Putin treu ergeben war, ließ ihn in der DDR schutzlos zurück. Wütend über die Ereignisse nach dem Zusammenbruch der DDR, kehrten Putin und seine Frau nach Leningrad zurück.


Als die Sowjetunion zerfiel, hielt Putin sich alle Optionen offen und wartete ab, wer als Sieger hervorgehen würde.


Nach der Rückkehr fand Putin ein Russland vor, das sich rasch und tiefgreifend veränderte. Es kam zur Krise, als der KGB in Zusammenarbeit mit Hardlinern in der Regierung einen Putschversuch gegen Michail Gorbatschow unternahm.


Gorbatschow hatte im Rahmen seines Reformprogramms „Glasnost“ (Offenheit) inhaftierte Dissidenten freigelassen, die seit Stalin verfolgte harte Politik rückgängig gemacht und Russland den Zugang zu zuvor verbotenen Büchern und westlichem Rundfunk ermöglicht.


In einer Welle der Offenheit wurden 1989 viele prodemokratische Politiker ins Parlament gewählt. Zu ihnen gehörte der Juraprofessor Anatoli Sobtschak. Putin war zwar immer noch Mitglied des KGB, arbeitete aber an der Leningrader Universität und wurde Berater von Sobtschak, der dort einen Lehrstuhl innehatte.


Um die übergriffige Macht des KGB einzuschränken, hatte Gorbatschow ein „Komitee für Verfassungsrecht“ gegründet. Dies hielt den KGB jedoch kaum davon ab, prodemokratische Politiker zu bespitzeln. Im August 1991 organisierte der KGB in Zusammenarbeit mit einer Gruppe von Politikern einen Putsch gegen Gorbatschow und stellte den Politiker in der Nähe des Schwarzen Meers unter Hausarrest. Putin überlegte nun, was er tun solle. Um sich für den Fall eines Scheiterns des Putsches zu schützen, versuchte er, sich vom KGB zu distanzieren, indem er behauptete, er habe vor dem Putsch seinen Rücktritt eingereicht – aber dieses Schreiben war beim KGB nicht auffindbar.


Durch die Zusammenarbeit mit Sobtschak, der nicht so demokratiefreundlich war, wie er anfangs behauptet hatte, blieb Putin politischen Kreisen verbunden. Während Demonstranten für den Schutz der prodemokratischen Politiker kämpften, fuhren Putin und Sobtschak damit fort, sich auf beiden Seiten des Putsches zu positionieren. Putin schickte angeblich ein weiteres Rücktrittsschreiben an den KGB, während Sobtschak öffentliche Reden hielt und die Demonstranten ermutigte, den Kampf fortzusetzen. Allerdings waren Sobtschaks Reden zuvor von den Putschisten genehmigt worden.


Während des eigentlichen Putschversuchs versteckten sich Putin und Sobtschak in einem Bunker unter einer Fabrik, bis es sicher war, herauszukommen; das heißt: zwei Tage später, nachdem der Putschversuch gescheitert war.


In den chaotischen 1990er-Jahren litten die einfachen Russen, während Putin & Co. ein Vermögen anhäuften.


Nach dem gescheiterten Putsch nutzten sowohl Putin als auch Sobtschak das politische und finanzielle Chaos in Russland, um sich zu bereichern.


Im Mai 1991 kam es in Russland zu einer Lebensmittelknappheit. Putin verhandelte mit einem deutschen Unternehmen über die Einfuhr von Fleisch; da Russland jedoch kein Geld hatte, stimmte Putin im Gegenzug der Ausfuhr von Bodenschätzen im Wert von 92 Millionen Dollar zu. Offensichtlich waren die Verträge so schlampig abgefasst, dass in Wirklichkeit Rohstoffe im Wert von etwa einer Milliarde Dollar ins Ausland exportiert wurden. Und obwohl die von Putin ausgehandelten Verträge eigentlich rechtlich nichtig waren, profitierte er dennoch von Schmiergeldern in Höhe von rund 34 Millionen Dollar – ein Geschäft, für das man ihn hätte verhaften können, wenn Sobtschak ihn nicht geschützt hätte.


Im Jahr 1993 löste Präsident Boris Jelzin das russische Parlament auf, bevor eine neue Verfassung beschlossen war. Daraufhin überzeugte Sobtschak Jelzin, den Stadtrat von Sankt Petersburg ebenfalls aufzulösen. Ohne Kontrolle durch den Stadtrat verwaltete Sobtschak die Stadt ein Jahr lang als Bürgermeister und nutzte die Zeit, um seine Familie und seine Freunde mit komfortablen Wohnungen auszustatten, während die Infrastruktur der Stadt zusammenbrach und etwa 75 Prozent der Einwohner in Armut lebten. Um sein öffentliches Image aufzupolieren, versuchte er, die Presse zu bestechen, doch als er 1996 – mit Putin als Wahlkampfleiter – erneut für das Bürgermeisteramt kandidierte, verlor er. Bald darauf wurde er wegen Korruption verhaftet, doch er erkrankte und musste im Krankenhaus behandelt werden. Putin verhalf ihm dann zur Flucht nach Paris.


Nun zog Putin nach Moskau und wurde Stellvertreter des Präsidenten der Staatsvermögensverwaltung. In Moskau wendete sich sein Schicksal zum Besseren. Im Jahr 1998 wurde er Direktor des FSB, des KGB-Nachfolgers. Ein Jahr später sorgte er für die Einstellung des Korruptionsverfahrens gegen Sobtschak. Später gab Sobtschak ausführliche Presse-Interviews, und vieles von dem, was er berichtete, stand im Widerspruch zu Putins eigenen Erinnerungen an diese Zeit. Nach einem Treffen mit Putin im Jahr 2000 wurde Sobtschak offenbar nach Kaliningrad geschickt. Dort starb er. Die offizielle Todesursache war Herzinfarkt, obwohl Zeugen eine „leichte Vergiftung“ vermuteten.


Präsident Jelzin sah in Putin eine loyale, tatkräftige und eifrige Führungspersönlichkeit und ernannte ihn zum nächsten Präsidentschaftskandidaten.


Nach dem Ende des Kommunismus wurden die Hoffnungen, die die russische Bevölkerung in Präsident Jelzin gesetzt hatten, schnell enttäuscht. Zwar verbesserte sich das Leben, da die Menschen ins Ausland reisen, mehr Produkte kaufen und eine freiere Presse genießen konnten, doch die wirtschaftliche Lage war düster, und die soziale Ungleichheit hatte sich enorm vergrößert. Bis 1998 hatte Russland seine Auslandsschulden nicht mehr bedienen können.


Zu dieser Zeit hatte Jelzin nur wenige politische Verbündete; vor allem fürchtete er, dass seine Gegner im Parlament, die Oppositionspartei „Vaterland-Russland“, ihn, sobald er an der Macht wäre, strafrechtlich verfolgen würden. Um sich zu schützen, suchte Jelzin einen Nachfolger aus seinen eigenen Kreisen. Seine kleine politische Clique, die sich „die Familie“ nannte, entschied, dass Putin der ideale Kandidat sei, da er als willfährig und sicher galt.


Ebenfalls maßgeblich an Putins Aufstieg beteiligt war Boris Beresowski. Der Oligarch hatte die Hyperinflation genutzt, um seine Beteiligung an der Automobilproduktion und -vermarktung zu finanzieren, und nutzte nun sein angehäuftes Vermögen, um in die Banken- und Ölindustrie zu investieren und einen Fernsehsender zu kaufen. Beresowski bewunderte Putins scheinbar bescheidene Lebensweise und seine Unbestechlichkeit. Als eine Art Königsmacher gelang es Beresowski, Jelzin davon zu überzeugen, Putin zum Premierminister zu machen. Jelzin sah in Putin eine loyale, tatkräftige und eifrige Führungspersönlichkeit, und dank Beresowski wurde er dann Chef der „Einheit“, einer neuen politischen Partei ohne besondere Ideologie. Beresowski trug ebenfalls dazu bei, Putins positives Image zu prägen, und finanzierte deshalb eine Biografie über ihn.


Am letzten Tag des zwanzigsten Jahrhunderts gab Jelzin überraschend seinen Rücktritt bekannt und ernannte den politisch unerfahrenen Putin zum Präsidenten Russlands. Dass Putin auch in Russland bislang keinen Namen als Politiker hatte, wurde im Januar 2000 deutlich, als Teilnehmer des Weltwirtschaftsforums hochrangige russische Politiker fragten, wer genau Putin sei, und diese darauf keine Antwort geben konnten.


Die Bedrohung durch den tschetschenischen Terrorismus spielte Putin in die Hände und verschaffte ihm mehr Macht.


Eine Reihe terroristischer Bombenanschläge gab Putin Gelegenheit, sich zu profilieren, indem er mit rücksichtsloser Gewalt reagierte.


Im September 1999 starben Hunderte von Russen bei mehreren Bombenanschlägen auf Wohnhäuser. Die Schuld wurde Tschetschenen in die Schuhe geschoben, weil sie – auch mit Mitteln des Terrors – die Unabhängigkeit von Russland anstrebten. Doch eines Nachts beobachtete ein Busfahrer in Rjasan, einer südöstlich von Moskau gelegenen Großstadt, wie Säcke in den Keller eines Wohnhauses geladen wurden. Das Haus wurde evakuiert, und man stellte fest, dass die Säcke Bombenzubehör enthielten. Der Leiter des russischen Geheimdienstes FSB behauptete, der Vorfall sei Teil einer Übung gewesen. Man ging jedoch davon aus, dass der FSN für die Bombenanschläge verantwortlich war, um die Bevölkerung in Angst und Schrecken zu versetzen und einen Tschetschenienkrieg zu rechtfertigen. Es hieß, die Russen bräuchten nun einen starken Mann wie Putin; interessanterweise hatte dieser den FSB nur wenige Wochen vor den Vorfällen verlassen.


Die Tschetschenienkrise ging weiter: Im Jahr 2002 nahmen tschetschenische Nationalisten Hunderte von Menschen in einem Moskauer Theater als Geiseln. Nach drei Tagen ließen russische Spezialkräfte ein Gas in das Belüftungssystem ein, um die Belagerung zu beenden. Etwa 129 Geiseln starben, viele davon, weil die behandelnden Ärzte nicht darüber informiert waren, welche Art von Gas eingesetzt worden war. Unabhängig davon ist der Einsatz von Gas nach internationalem und russischem Recht illegal.


Im Jahr 2004 besetzten tschetschenische Rebellen eine Schule in Beslan in Nordossetien, das zur Russischen Föderation gehört. Bundestruppen stürmten das Gebäude drei Tage nach der Besetzung. Dabei kamen 334 Menschen ums Leben, darunter 186 Kinder.


Später enthüllte der einzige überlebende Geiselnehmer, dass die Bundestruppen Flammenwerfer, Granatwerfer und Panzer eingesetzt hatten, um die Angreifer zu überwältigen. Der Beschuss war so heftig, dass die Geiselnehmer versuchten, die Geiseln davor zu schützen. Nach der Belagerung erklärte Putin, dass Russland stärker werden müsse.


Die Gouverneure, das Unterhaus des Parlaments und die Bürgermeister wurden nun nicht mehr gewählt, sondern ernannt, und alle Gesetzesentwürfe mussten von einer speziellen, von Putin eingesetzten Abgeordnetenkammer überprüft werden.


Putins Klima der Angst brachte die Opposition zum Schweigen; dennoch versuchten Whistleblower, gegen ihn vorzugehen.


Putins Politik schuf ein Klima der Angst. Einige Unternehmer konnten Gewinne aus der Privatisierung ziehen, doch diejenigen, die mit Putin nicht einverstanden waren, wurden schnell ausgegrenzt und verloren ihr Vermögen oder ihre Freiheit. Einige verloren sogar ihr Leben.


Der Unternehmer Vladimir Gusinsky schuf ein Medienimperium und gründete den ersten unabhängigen Fernsehsender Russlands. Doch Gusinsky unterstützte Putins Wahlkampf nicht und strahlte eine Sendung aus, in der er die Verwicklung des Geheimdienstes in die Bombenanschläge von 1999 andeutete. An Putins zweitem Tag als Präsident drangen bewaffnete Männer in Gusinskys Büros ein und nahmen Dokumente mit. Gusinsky wurde wegen Betrugs verhaftet, konnte aber dann Russland verlassen. Später wurde ein Dokument bekannt, das enthüllte, dass Gusinsky sein Medienimperium gegen die Freiheit eingetauscht hatte.


Menschen, die mit Putin zusammenarbeiteten oder an seinem Aufstieg zur Macht beteiligt waren, wurden bald Zeugen seiner rücksichtslosen Seite, und einige kritisierten ihn offen. Putins alter Freund Beresowski prangerte sogar die antidemokratischen Reformen des Präsidenten an. Beresowski wurde wegen Betrugs angeklagt und beschloss daraufhin, im Ausland zu bleiben. Sein Besitz wurde ihm entweder entzogen oder zwangsweise zu niedrigen Preisen verkauft.


Weitere Ermittlungen zur Belagerung des Moskauer Theaters ergaben neue Details. Alexander Litwinenko, ein ehemaliger russischer Geheimdienstmitarbeiter in London, hatte erfahren, dass einer der Geiselnehmer, Khanpascha Terkibajew, das Theater vor dem tödlichen Ende der Belagerung sicher verlassen hatte. Litwinenko gab seine Informationen an den prodemokratischen Politiker Sergej Juschenkow und die Journalistin Anna Politkowskaja weiter. Juschenkow wurde zwei Wochen später erschossen. Doch Politkowskaja konnte Terkibajew interviewen, und dieser erklärte: Er arbeite für Moskau und den FSB, dessen ehemaliger Chef Putin war.


Allerdings war Terkibajew für seine Prahlerei und mangelnde Diskretion bekannt, und seine Enthüllungen konnten nicht bestätigt werden. Im Jahr 2003 starb er bei einem Autounfall. Politkowskaja wurde 2006 erschossen, und Litwinenko starb ebenfalls 2006 in London an einer Vergiftung, möglicherweise mit Polonium.


Die Freunde Putins haben es weit gebracht und kontrollieren den Großteil des russischen Reichtums. Feinde finden sich im Gefängnis wieder.


Als Putin in den 1990er-Jahren in die Politik eintrat, galt er als unbestechlich. Doch der erste Eindruck änderte sich drastisch. Er verfügt über ein geschätztes Vermögen von 40 Milliarden Dollar, darunter befindet sich ein Palast am Schwarzen Meer im Wert von einer Milliarde Dollar. Das Vermögen häufte er mit unterschiedlichen Methoden an, nicht nur durch zwielichtige Geschäfte. So geht beispielsweise ein Teil seines Reichtums auf Anteile zurück, die er von Spenden der Oligarchen zur Finanzierung medizinischer Ausrüstung von Krankenhäusern einbehalten hat.


Einmal wurde Putin bei einem bizarren Diebstahl beobachtet. Als er Robert Kraft traf, den Besitzer der American-Football-Mannschaft New England Patriots, bat er Kraft, dessen Super-Bowl-Diamantring anprobieren zu dürfen. Aber er gab ihn nie zurück.


Diejenigen, die Putin entlarven wollen, müssen vorsichtig sein, es sei denn, sie sind bereit, alles zu verlieren. Die Geschichte Michail Chodorkowskis ist ein gutes Beispiel dafür. Chodorkowski wurde durch Regierungskredite und seine anschließende Kontrolle von Yukos, einem russischen Ölkonzern, zum Oligarchen. Später gründete er die Open Russian Foundation, die Nichtregierungsorganisationen und soziale Projekte unterstützt.


Chodorkowski beauftragte sogar internationale Wirtschaftsprüfungsunternehmen, beispielsweise McKinsey & Company und Pricewaterhouse Coopers, mit der Bewertung seiner Unternehmen, und er sprach öffentlich und direkt mit Putin darüber, wie die Korruption Russland zerstöre.


Als Chodorkowski den Präsidenten der staatlichen Ölgesellschaft Rosneft zur Rechtmäßigkeit einer möglichen Fusion befragte, schaltete sich Putin ein und beschimpfte Chodorkowski. Kurz darauf wurde Chodorkowski unter dem Vorwurf der Steuerhinterziehung und des Betrugs verhaftet und nach einem Schauprozess in eine Strafkolonie eingewiesen. Amnesty International stufte ihn als politischen Gefangenen ein – keine Selbstverständlichkeit für einen Milliardär. Chodorkowskis Ölkonzern Yukos wurde dann versteigert. Wenig überraschend ging er an ein Unternehmen, das von einem Verbündeten Putins geleitet wurde.


Aktivisten oder Personen, die sich Putins Herrschaft widersetzten, wurden zum Schweigen gebracht oder aus dem Weg geräumt.


Es mag sein, dass Russland in den 1990er-Jahren ein quasidemokratisches Land war. Als Putin an die Macht kam, hat er diese demokratischen Fortschritte zunichte gemacht. Im März 2000 wurde er ohne Wahlkampf mit 53 Prozent der Stimmen zum Präsidenten gewählt. Im Parlament änderte er den Föderationsrat, die Vertreter der Staaten der Föderation, indem er die Mitglieder ernannte, anstatt sie wählen zu lassen. So konnte er sie auch jederzeit wieder absetzen. Und innerhalb eines Jahres wurden alle Fernsehsender der Russischen Föderation unter staatliche Kontrolle gestellt.


Bei den Präsidentschaftswahlen 2004 erhielt Putin 71 Prozent der Stimmen. Am Ende seiner zweiten und letzten Amtszeit im Jahr 2008 bestimmte er Dmitri Medwedew zum Präsidenten, während er selbst Premierminister wurde. Aufgrund des Präsidialsystems ist der Präsident eigentlich mächtiger als der Premierminister, doch in diesem Fall war es anders: Putin übte als Premierminister hinter den Kulissen mehr Macht aus als Medwedew als Präsident.


Im Jahr 2005 versuchte der Schachweltmeister Garri Kasparow, eine Kampagne gegen Putin zu starten. Doch plötzlich wurden die Veranstaltungsorte, an denen Kasparow sprechen wollte, aus unsinnigen Gründen geschlossen, und die Medien berichteten nicht mehr über seine Vorträge.


2011 schmiedete Putin eine eher linke und eine eher rechte Parteigruppierung zu einer neuen Partei zusammen, damit seine eigene zumindest dem Anschein nach eine Opposition hätte. Er wollte, dass Michail Prochorow, einer der reichsten Männer Russlands, den rechten Flügel des neuen Gebildes repräsentieren sollte. Doch als Prochorow sich weigerte, diese Rolle zu übernehmen, wurde er aus seiner eigenen Gruppierung ausgeschlossen.


Bei den Parlamentswahlen 2011 erhielt Putins Partei nur 49 Prozent der Stimmen, obwohl unabhängige Beobachter in 134 der 170 Moskauer Wahlbezirke Verstöße gegen das Wahlrecht feststellten. Im Jahr 2012 verbot das Parlament die Finanzierung von Nichtregierungsorganisationen aus dem Ausland und machte die Gesetze über Spionage und Hochverrat auf alle Bürger anwendbar. Im selben Jahr wurde die Mädchenband Pussy Riot für zwei Jahre inhaftiert, weil sie in einer Kathedrale ein Anti-Putin-Lied gespielt hatte.


Noch im Jahr 2022, dem Jahr des Einmarsches in die Ukraine, belegte Russland laut dem Korruptionsranking von Transparency International Platz 137 von 180 Staaten (je höher die Zahl, desto korrupter), denn nach wie vor unterdrückten und bedrohten Putin und seine Regierung Reformer, Aktivisten und jeden, der Putins politische Herrschaft in Frage stellte.


Die wenigen Menschen, die hinter Putins Maske blicken konnten, finden den Politiker narzisstisch und herzlos.


Die Pressefotos von Putin, wie er mit nacktem Oberkörper auf einem Pferd die Natur erobert, erregten viel Aufsehen. Für ihn ist es wichtig, immer stark und mächtig zu erscheinen. Andere Bilder zeigen Putin, wie er wilde Tiere, etwa sibirische Tiger oder Eisbären, erlegt, aber Umweltblogger oder Zeugen behaupten, dass diese Tiere zuvor aus einem Zoo geholt worden waren. Die Medien berichteten über Putin, dass er bei Tauchgängen im Schwarzen Meer antike griechische Gefäße entdeckt habe – ein weiterer PR-Schachzug des mächtigen Staatschefs.


Putin erklärte einmal gegenüber einem Freund, er sei Experte für menschliche Beziehungen. Eins ist jedoch klar: Es mangelt ihm an Empathie. Im Jahr 2000, einen Monat nach seinem Amtsantritt als Präsident, explodierten eigene Torpedos auf dem russischen Atom-U-Boot Kursk, das in der Barentssee manövrierte. Die Besatzung mit etwa 118 Mann an Bord saß fest. Norwegen und Großbritannien boten Hilfe an, doch Russland lehnte dies ab, vorgeblich aus Sicherheitsgründen. Fünf Tage nach dem Unglück änderte Russland seine Meinung und bat um Hilfe. Eine ganze Woche nach der Katastrophe gelang es einer norwegischen Besatzung, das U-Boot zu bergen. Es gab keine Überlebenden.


Als die Nachricht von der Katastrophe Putin erreichte, entschied er sich, noch ein paar Tage in seinem Haus am Schwarzen Meer zu bleiben. Erst als der Tod aller Besatzungsmitglieder bestätigt war, besuchte er die Stadt, in der das U-Boot stationiert war. Dabei schien er sich mehr Sorgen um den Verlust der Ausrüstung als um die Toten und ihre Familien zu machen.


Resümee der Autorin


Mascha Gessen erhebt schwere Vorwürfe gegen Putin, die sich nicht auf die Präsidialverwaltung, die Regierung oder das Parlament beziehen, sondern auf die direkten Befehle des Präsidenten, die dem Premierminister meist unbekannt sind. So erklärt Gessen den Rücktritt von Premierminister Kasjanow im Jahr 2004, noch vor Putins zweiter Amtszeit. Kasjanow erfuhr von Putin persönlich, dass der reichste Mann Russlands, Michail Chodorkowski, verhaftet und enteignet worden sei und seinen Ölkonzern Yukos verloren habe, weil er andere politische Parteien, insbesondere die Kommunistische Partei, finanziert habe – und nicht wegen Steuerhinterziehung, wie es offiziell hieß.


Der schwerwiegendste Vorwurf, den Mascha Gessen gegen den Präsidenten der Russischen Föderation erhebt, ist der des Terrorismus, eine Vermutung, die auch von anderen Autoren geteilt wird. Gessen ist der Meinung, dass die terroristischen Bombenanschläge auf verschiedene Gebäude in mehreren russischen Städten, die 1999 stattfanden, in Wahrheit vom FSB organisiert worden seien, mit direkter Beteiligung von Präsident Putin, und nicht von tschetschenischen Terroristen, wie es in der offiziellen Berichterstattung hieß. Diese Anschläge dienten als Anlass für die Wiederaufnahme des Krieges mit der Tschetschenischen Republik und hatten direkte Auswirkung auf Putins Wahl zum Präsidenten, insbesondere aufgrund seiner Rede nach den Anschlägen.


Eine weitere Obsession Putins nennt Masha Gessen seine „persönliche Vendetta“ – was bedeutet, dass manche von denen, die sich gegen den Präsidenten auflehnten, unter mysteriösen Umständen zu Tode kamen. Von ihnen kennen wir nur wenige, nämlich diejenigen, die auch außerhalb Russlands als Regimegegner bekannt wurden, wie etwa Alexander Litwinenko, Anna Politkowskaja und Alexei Nawalny, der im Gulag verstarb. Und Jewgeni Prigoschin, Führer der Wagner-Gruppe, starb im August 2023 bei einem Flugzeugabsturz – nach dem Marsch seiner Söldner auf Moskau.


Wladimir Usolzew:


„Mein Kollege Putin: Als KGB-Agent in Dresden 1985–1990“


In seinem 2014 veröffentlichten Buch berichtet Putins Schreibtischnachbar Wladimir Usolzew von der gemeinsamen Spionagezeit. Die beiden saßen in der Dresdener Angelikastraße Nr. 4 im selben Zimmer. Usolzew war 37 Jahre alt und Major des KGB. In Sibirien geboren, hatte er Physik studiert, war vom Geheimdienst angeworben worden, diente in Krasnojarsk und Minsk und wurde dann in die DDR versetzt. Kein sonderlich aufregender Job, sagte er, doch im März 1985 wurde Gorbatschow Generalsekretär der Kommunistischen Partei, und die Wende begann.


Kapitel 2: „Kollegen in einem schönen Land“


„Wolodja, so wurde Putin in Dresden von den Kollegen genannt, hatte sich gut in unsere Gruppe eingelebt. Am besten verstand er sich mit seinem Altersgenossen Sergej. Zwischen uns gab es anfangs eine kleine Kuriosität. Wolodja kam nach einem dreijährigen Studium am Rotbanner-Institut (KGB-Hochschule) zu uns, wo er drei Jahre lang die deutsche Sprache erlernt hatte. Er beherrschte die Sprache nur leidlich und war erstaunt, wie ich am Telefon mit einem meiner Leute sprach. Der deutliche Unterschied in der Sprache hat ihn sehr beeindruckt.


Im Gegensatz zu anderen Anfängern erholte er sich schnell von diesem Schock und befasste sich ernsthaft mit der Sprache, indem er sich meinen Rat zu Herzen nahm, viel auf Deutsch zu lesen und nicht zu bequem zu sein, im Wörterbuch nachzuschlagen. Wolodja nahm bei einem seiner Leute Nachhilfeunterricht, und bald beherrschte er die Sprache im notwendigen Umfang, überholte seine Mitarbeiter sogar. Das Gerücht, wonach Wolodja in der Lage war, mehrere Dialekte zu sprechen, stimmte allerdings nicht.


Auch in die Arbeit fand sich Wolodja schnell hinein. Bereits nach ein paar Wochen begann für ihn der Alltag, so als ob er auf diesem Platz schon immer gearbeitet hätte.


Eine große Rolle in der Aufklärung spielten die Mitarbeiter, die Erfahrung aus der Spionageabwehr in unteren Organen mitbrachten. Sie fühlten sich sicherer und arbeiteten in der Regel effektiver. Wolodja durchlief auch die Schule der Gebietsorgane in der Verwaltung des KGB in Leningrad.


Er kam auch wegen der Heldenromantik zum KGB, aber in Dresden gab es in der provinziellen Aufklärungsarbeit keinerlei Romantik. Wolodja verstand das damals sehr gut. Er hatte zudem Glück, da er in einen Bereich kam, in dem die Arbeit noch einigermaßen interessant war und die Ergebnisse nicht blinder Zufall, sondern das Resultat mühseliger und schweißtreibender Arbeit waren. Er arbeitete und fand darin seine Befriedigung. Wenn ein operativer Mitarbeiter länger als fünf Jahre auf einem Gebiet tätig war, so hing ihm die Arbeit zum Halse heraus. Diese Erscheinung spiegelte konkret das Fehlen von größeren Erfolgserlebnissen wider. […]




[image: Putins Stasi-Ausweis von 1985, der in jedem Quartal überprüft und abgestempelt werden musste (links oben).]
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Wolodja befasste sich in diesem System mit der schwärzesten Arbeit. Er suchte talentierte und von der Richtigkeit der sozialistischen Ideale überzeugte junge Menschen. Er wusste sehr gut, dass seine Arbeit bald darauf im Archiv landen würde, denn der Weg, der vor den Kandidaten illegaler Arbeit lag, war sehr schwer. Aber diese Arbeit war notwendig, und er erledigte sie vorbildlich, ohne sich Illusionen darüber zu machen, ob die von ihm ausgewählten Kandidaten den Weg tatsächlich bis zum Ende gehen würden.


Als Wolodja das erste Mal in Urlaub fuhr, traf ich mich mit den Residenten. Sie erwähnten begeistert die Zusammenarbeit mit dem neuen Führungsoffizier. Es imponierte ihnen, dass Wolodja ein lustiger Bursche war und sich streng auf die Arbeit konzentrierte. Besonnen stellte er die Aufgaben und hörte sich die Ratschläge an. Er sprach auch ein besseres Deutsch. […]


Die Hauptaufgabe, die von der Verwaltung zu lösen war, war enorm. Sie bestand darin, die Anzeichen eines plötzlichen Raketenkernwaffenschlages des Gegners, d. h. der NATO, auf den wir ja vorbereitet waren, aufzuklären. Die Führung in Moskau war davon überzeugt, dass der Gegner, bevor er die Pershings startet, die amerikanischen grünen Barette (Special Forces) hinter unserer Grenze absetzen würde, damit diese unsere Stellungen besetzten. Deshalb sollten wir ein Auge auf die drei in der BRD befindlichen Standorte der grünen Barette werfen. Die Standorte befanden sich in Bad Tölz, in dem bayerischen Dorf Wildflecken und in Celle. In die Umgebung dieser Standorte einzudringen, war der Wunsch vieler Mitarbeiter, sowohl in Berlin als auch in den Bezirken. […]


Formell war die dritte Verwaltung für die Beobachtung der grünen Barette zuständig, demzufolge auch die Mitarbeiter der dritten Verwaltung in den Bezirken. In Dresden war das vor allem die Aufgabe meiner Zimmerkollegen, Boris und später Wolodja. Wir konnten natürlich keine Beobachtung garantieren, aber wir taten alles dafür. Ich verrate ein kleines Geheimnis, wie wir diese Aufgabe erfüllen wollten. Wir durchsuchten die Anträge von Bürgern der BRD aus diesem Bereich, die ihre Verwandten aus Dresden zu Besuchen einluden. Das waren leider sehr wenige, und wir verstanden, dass dieser Versuch keine Ergebnisse bringen würde. Letztendlich gab Wolodja auch den Versuch auf, aus diesen Anträgen etwas zu erfahren.“


Das Fazit von Wladimir Usolzew


Er war hartnäckig, ein „Natschalnik“-Typ (ein Chef-Typ, aber eher abwertend): Er führte seine Agenten straff und wollte Aktionen selbst dann weitertreiben, wenn sie aussichtslos geworden waren. Er war ein ausgemachter Konformist, der seine Energie hinter ausgesuchter Höflichkeit und Zuvorkommenheit versteckte. Das machte ihn stets zum Liebling der Vorgesetzten: in Dresden, bei der Zentrale in Karlshorst und wohl auch später bei seinem Ziehvater Boris Jelzin.


Steven Lee Myers: „The New Tsar: The Rise and Reign of Vladimir Putin“


Steven Lee Myers, ein renommierter investigativer Journalist und Kenner Russlands und Chinas, war von 2002 bis 2009 Leiter des Moskauer Büros der New York Times. Sein Buch „Der neue Zar: Aufstieg und Herrschaft von Wladimir Putin“ erschien in mehreren Sprachen.


Kapitel 12: „Putins Seele“


„Putin war der erste Staatschef der Welt, der das Weiße Haus anrief, noch bevor das Ausmaß des Anschlags vom 11. September 2001 klar war. Später rief er Premierminister Tony Blair in Großbritannien und Bundeskanzler Gerhard Schröder in Deutschland an und wiederholte, dass sich die Welt gegen den Terrorismus vereinen müsse. Im Gegensatz zu seinem vorsichtigen Schweigen nach der U-Boot-Katastrophe der Kursk und anderen wichtigen Ereignissen sprach Putin im Fernsehen den Opfern des ,vorsätzlichen Aktes der Aggression‘, wie er es nannte, sein Beileid aus. ,Das Ereignis, das sich heute in den Vereinigten Staaten ereignet hat, überschreitet die nationalen Grenzen. Es ist eine dreiste Herausforderung für die gesamte Menschheit, zumindest für die zivilisierte Menschheit‘, sagte er. Er machte deutlich, dass die Tragödie eine Gelegenheit sei, die internationalen Beziehungen neu zu gestalten, um ,die Plage des 21. Jahrhunderts‘ zu bekämpfen. ,Russland weiß aus erster Hand, was Terrorismus ist‘, sagte er. ,Daher verstehen wir die Gefühle des amerikanischen Volkes so gut wie jeder andere. Ich wende mich im Namen Russlands an die Menschen in den Vereinigten Staaten und möchte sagen, dass wir bei Ihnen sind, dass wir Ihren Schmerz voll und ganz teilen und miterleben.‘ […]


Als sich der US-amerikanische Präsident George W. Bush und Wladimir Putin im Juni des Jahres 2001 auf Schloss Brdo, einer Villa aus dem 16. Jahrhundert nahe der slowenischen Hauptstadt Ljubljana, zum ersten Mal trafen, schienen beide Männer bestrebt zu sein, die zunehmenden Spannungen abzubauen. […]


Als die beiden nach einem zweistündigen Treffen vor die Presse traten, hatten sie nur wenige ihrer Differenzen ausgeräumt, insbesondere in der Frage des russischen Widerstands gegen die Raketenabwehr, die Bush weitaus aggressiver verfolgte als sein demokratischer Vorgänger (Clinton), aber sie strahlten eine persönliche Wärme aus, die angesichts der jüngsten Ereignisse bemerkenswert war. Bush nannte ihn ,eine bemerkenswerte Führungspersönlichkeit‘, und im Gegensatz zu dem, was die Russen als Clintons Nörgelei ansahen, erwähnte er Tschetschenien oder die Redefreiheit in Russland nur am Rande. Auf die Frage, ob die Amerikaner Putin angesichts ihrer Meinungsverschiedenheiten bei einer Vielzahl von Themen vertrauen könnten, sagte Bush, er hätte ihn im November 2001 nicht auf seine Ranch in Texas eingeladen, wenn er nicht dieser Meinung wäre. ,Ich habe dem Mann in die Augen gesehen‘, sagte Bush. ,Ich empfand ihn als sehr direkt und vertrauenswürdig. Wir hatten ein gutes Gespräch. Ich konnte ein Gefühl für seine Seele bekommen: ein Mann, der sich seinem Land und den besten Interessen seines Landes zutiefst verpflichtet fühlt.‘“ […]


Im ersten Jahr seiner Amtszeit reiste Putin in 18 Länder, oft zusammen mit seiner Frau Ljudmila. Er vermittelte das Bild eines neuen Russlands, das sich in der Welt engagieren und einige der Überreste des Kalten Krieges beseitigen wollte. Nachdem er sich zunächst auf die Innenpolitik konzentriert hatte, erneuerte er die russische Außenpolitik in einer Weise, wie es Jelzin nie vermocht hatte, der von den Kommunisten und Nationalisten geschwächt worden war, die immer noch der Supermacht Sowjetunion nachtrauerten.


Was Putin anstrebte, war nichts weniger als eine Annäherung an den Westen – insbesondere an Europa, aber auch an den Hauptgegner USA, für dessen Bekämpfung er als Geheimdienstler ausgebildet worden war. Im Jahr 2001 schloss er sowjetische Militärposten in Übersee, darunter einen großen Abhörposten in Lourdes, Kuba, sowie einen Marine- und Geheimdienststützpunkt in Vietnam. Er stellte in Aussicht, dass das neue Russland seine Ressourcen stattdessen für den Aufbau seines Militärs einsetzen werde, um der dringendsten Bedrohung zu begegnen, nämlich der durch den islamistischen Terrorismus im Nordkaukasus.


Nach den Anschlägen vom 11. September schwächte Putin seinen Widerstand gegen die NATO-Erweiterung ab, in deren nächster Runde Litauen, Lettland und Estland Mitglied werden sollten. Die drei baltischen Republiken waren von der Sowjetunion annektiert worden, und in ihnen stellten noch immer Russen einen großen Teil der Bevölkerung. Als Präsidentschaftskandidat im März 2000 hatte Putin sogar angedeutet, dass Russland eines Tages der NATO beitreten könnte.


(http://news.bbc.co.uk/hi/english/static/audio_video/programmes/breakfast_with_frost/transcripts/putin5.mar.txt)


Als die Vereinigten Staaten im Oktober 2001 gegen die Taliban und al-Qaida in Afghanistan in den Krieg zogen, stellte Putin nicht nur russische Geheimdienstinformationen, sondern auch Geld und Waffen für die Nordallianz zur Verfügung, d. h. für die Afghanen, die nach der Machtübernahme durch die Taliban im Jahr 1996 Widerstand geleistet und zuvor gegen die sowjetische Invasion gekämpft hatten. Putin duldete auch die Einrichtung amerikanischer Militärstützpunkte in Usbekistan und Kirgisistan – die erste Stationierung amerikanischer Soldaten in einem Teil der ehemaligen Sowjetunion seit dem Zweiten Weltkrieg.


Putins Schritte stießen auf den Widerstand des russischen Militärs, einer geschlossenen Bürokratie, die mehr als die meisten anderen Teile der Gesellschaft ihr sowjetisches Erbe weiterhin pflegte. Die Streitkräfte sind inzwischen stark geschrumpft – von 2,8 Millionen Mann am Ende der Sowjetära auf knapp 1 Million – und seit den 1990er-Jahren zutiefst korrupt. Doch es war gerade das Militär, das im Mittelpunkt von Putins Mission stand, die Nation wieder aufzubauen, denn er wusste, in welch traurigem Zustand sich die Armee befand. Obwohl es ihm wichtig war, eine neue Militärdoktrin einzuführen und das Militär in eine modernere, schlankere und diszipliniertere Berufsarmee zu verwandeln, ging Putin bei der Durchsetzung seiner Vision für diese Institution vorsichtig vor.


Anmerkung des Autors


Die oben erwähnte russisch-amerikanische Antiterror-Allianz zerbrach nach dem Anschlag der tschetschenischen Separatisten auf die Schule in Beslan. Putin warf den USA vor, die Separatisten zu unterstützen, indem sie einem gemäßigten Tschetschenen Asyl gewährten und Russland aufforderten, mit den Separatisten zu verhandeln. Eine Schlagzeile in der Prawda lautete: „Wie würden sich die Amerikaner fühlen, wenn Russland Osama bin Laden Zuflucht gewähren würde?“


Drei Tage nach dem Terroranschlag von Beslan hielt Putin im Kreml eine flammende Rede, in der er seine Empörung über den Westen in einer Sprache zum Ausdruck brachte, die er bis dahin nicht benutzt hatte: „Wir haben uns als schwach erwiesen. Und die Schwachen werden besiegt.“ Und dann fügte er in unmissverständlicher Anspielung auf die USA hinzu: „Einige würden uns gerne ein saftiges Stück vom Kuchen wegnehmen. Andere helfen ihnen […] mit der Begründung, Russland sei immer noch eine der großen Atommächte der Welt und als solche immer noch eine Bedrohung für sie.“


Die Ansicht, dass Beslan einen Wendepunkt darstelle, wird von vielen hochrangigen Beamten aus den Bush-Jahren geteilt. „Unsere Beziehungen zu Russland waren ruhig, sogar herzlich“, schrieb Condoleezza Rice 2011 in ihren Memoiren „No Higher Honor“. Rice, die Russisch spricht, war in Bushs erster Amtszeit Nationale Sicherheitsberaterin und danach Außenministerin. Sie wies darauf hin, dass Bush und Putin eine strategische Dialoggruppe und eine präsidiale Checkliste entwickelt hätten, um gemeinsam Probleme anzugehen.


Der genaue Grund für die Abkühlung des Verhältnisses scheint also der Öffentlichkeit bis heute nicht bekannt zu sein. Das Asyl für einen Tschetschenen kann es eigentlich nicht sein. War es doch der NATO-Beitritt der drei baltischen Staaten?


Im April 2004, wenige Tage nach dem Beitritt der baltischen Staaten, erklärte Putin während einer gemeinsamen Pressekonferenz mit Bundeskanzler Gerhard Schröder: „Hinsichtlich der NATO-Erweiterung haben wir keine Sorgen mit Blick auf die Sicherheit der Russischen Föderation.“ Bei einem Besuch des NATO-Generalsekretärs sechs Tage später erklärte Putin, jedes Land habe das Recht, seine eigene Form der Sicherheit zu wählen.


Michel Eltchaninoff: „Inside the Mind of Vladimir Putin“


Eltchaninoff ist ein französischer Philosoph und Herausgeber des „philosophie Magazin“. In seinem Buch „In Putins Kopf“ nähert er sich dem Phänomen Putin aus dem Blickwinkel des Psychologen.


„Von dem, was wir über ihn wissen, wissen wir nur das, was er bereit war zu erzählen, da er seine Biografie seit seiner Machtergreifung 1999 unter Verschluss hält. Er bevorzugt Geschichte, Literatur und vor allem Sport. Er ist kein Gelehrter und erinnert sich lieber an seine Jugend als Schläger und Spion als an sein Jurastudium an der Staatlichen Universität St. Petersburg. Er demonstriert so oft wie möglich, dass er die freie Natur und körperliche Aktivitäten einer Bibliothek vorzieht, und wenn er Philosophie erwähnt, dann meist, um sich über diejenigen lustig zu machen, die er für abstrakte Haarspalter hält, oder um seine eigene Ignoranz einzugestehen.


Die persönliche Philosophie des Menschen Putin hat – abgesehen von seiner Verbundenheit mit der sowjetischen Größe – ihren Ursprung weder in Paris noch in Berlin, sondern in Japan. Eines der Mittel, mit denen Putin nicht nur in Russland, sondern auch im Ausland Popularität erlangte, ist seine Teilnahme am Judosport. Als ehemaliger St. Petersburger Meister hat er Bilder von sich in weißer Judo-Uniform verbreitet, auf denen er kraftvoll, konzentriert und sehr beweglich aussieht.


Im Jahr 2000 erklärte er, ,Judo ist nicht nur ein Sport, sondern auch eine Philosophie‘. Im Jahr 2013 wiederholte er diese Überzeugung: ,Judo vereint einzigartige Kampftechniken und eine originelle und tiefgründige Philosophie, die die besten menschlichen Eigenschaften kultiviert.‘


In einem Interview mit japanischen Journalisten erklärte Putin, das Wort Judo bedeute ,Weg der Sanftmut‘. […] Es ist eine Philosophie, die die Evolution der Revolution vorzieht. Diese Philosophie, so glaubt er, lehre uns, das zu nutzen, was wir haben, und auch zu schätzen, was wir haben. Das sind Stärken, die ausreichen, um den Gegner zu besiegen. Er betonte, dass die Grundlage des Judo der Respekt vor dem Gegner ist, wer auch immer er sei, Respekt vor dem Älteren, dem Meister, und eine Herangehensweise an Probleme, die nicht auf roher Gewalt beruhe, sondern auf Beherrschung, Taktik und natürlich Willensstärke.


Am Silvesterabend 1999 distanzierte Putin sich von der kommunistischen Vergangenheit: ,Ich bin gegen die Wiederherstellung einer offiziellen Staatsideologie in Russland in irgendeiner Form. In einem demokratischen Russland sollte es keine er zwungene bürgerliche Übereinstimmung geben.‘ Putin glaubte nie wirklich an den Kommunismus. Er zitiert Marx nur sehr selten in Reden oder Interviews, und selbst wenn, dann nur, um ihn zu verunglimpfen. Er betont oft, dass er nie an das Ideal einer klassenlosen Gesellschaft geglaubt habe. ,Ich war überzeugt, dass die Idee des Kommunismus nicht mehr als eine schöne Geschichte ist, sondern eher eine gefährliche, die in eine ideologische und wirtschaftliche Sackgasse führt.‘


Vor allem ist Putin Realist. Er passte seinen Diskurs den Umständen an und weigerte sich, sich in ideologische Fesseln legen zu lassen. Doch in Wirklichkeit ist Putin von bestimmten philosophischen Ideen beeinflusst, und das zeigt sich auch in seinen Worten und Taten. Er ist das, was man einen ,fundamentalen Sowjet‘ nennen könnte.


Für Putin waren der KGB und später der Nachfolger FSB das Elitekorps des sowjetischen Vaterlandes. Während die kommunistischen Führer korrupt seien und ihr Handeln durch die Ideologie gefesselt sei, habe der Geheimdienst die Rückständigkeit des kommunistischen Blocks erkannt und fungiere als Speerspitze einer nationalen Wiedergeburt.


Putin hat vielleicht nicht die gleichen politischen Überzeugungen wie sein Vater oder auch sein Großvater, der als Stalins Koch diente, aber er stellte klar, dass er mit ihnen das Wichtigste teilt: den Patriotismus. In einem Gespräch über seine Familie betonte er: ,Alle Mitglieder meiner Familie haben Russland geliebt und lieben es immer noch. Sie haben sich als Patrioten gegenüber meinem Vaterland erwiesen und mich genau in diesem Geist erzogen.‘


Ein weiterer grundlegender Wert der sowjetischen Gesellschaft, in den sich Putin vertiefen musste, war die Kultur des Militärischen. Alle – Männer, Frauen, Kinder – waren der Ideologie des Soldatentums unterworfen. Die Erziehung war militaristisch, und die Kinder waren verpflichtet, Kriegsliteratur zu lesen, um sich auf die Selbstaufopferung vorzubereiten. Der Dienst in der Armee mit seinen grausamen Demütigungen und brutalen Zeremonien war einer der wichtigsten Abschnitte im Leben eines Sowjetbürgers. Generell herrschte in allen Bereichen des Lebens eine martialische Stimmung mit Paraden, Helden- und Märtyrerkulten und kollektiver Disziplinierung. Wladimir Putin war ein Kind dieses alltäglichen Militarismus, auch wenn er selbst nie gekämpft hat.




[image: Erzogen im Geist des Patriotismus: Wladimir Putin im Jahr 1985 als 33-Jähriger mit seinen Eltern Wladimir und Marija.]
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Es war die UdSSR, die als erste den deutschen Vormarsch im Osten aufhielt, indem sie die feindlichen Truppen bei Stalingrad schlug und deren Rückzug nach Berlin erzwang. Stalin – obwohl er zuvor einen Pakt mit Hitler geschlossen hatte – wurde daraufhin in den Augen der Welt zum großen Sieger, was in den Augen der sowjetischen und später auch der russischen Führung dazu legitimiert, bestimmte Rechte einzufordern. Putin berief sich zu Beginn seiner dritten Amtszeit 2012 in seiner Verherrlichung der Armee auf den Sieg über den Nationalsozialismus, um Russland eine Art moralischer Überlegenheit auf der internationalen politischen Bühne zu verleihen. In seiner Rede zum Tag des Sieges 2012 verkündete er: ,Wir haben ein immenses moralisches Recht: Wir müssen unsere Position grundlegend und dauerhaft verteidigen. Denn unser Land war dasjenige, das dem größten Teil der Nazi-Offensive ausgesetzt war.‘


Wie alle Bürger der UdSSR wurde Putin mit einem quasi-religiösen Respekt vor Büchern und den großen Namen der russischen Kultur erzogen. In der Sowjetunion, wie auch in der heutigen Russischen Föderation, nahm jeder Kultur und Philosophie ernst. Alle Studenten an der Universität mussten sich damit auseinandersetzen, unabhängig von ihrem Studienfach. Wladimir Putin lernte während seines Studiums in den 1970er-Jahren die Namen und Doktrinen großer russischer und ausländischer Denker kennen.


Von den historischen und aktuellen Denkern im Umfeld Putins ist Wladimir Jakunin derjenige, der sich am intensivsten mit der Erforschung der russischen Ideengeschichte beschäftigt. Der promovierte Politikwissenschaftler ist konservativ und vertritt vehement antiwestliche Ansichten. Er organisierte mit großem Aufwand Kongresse Intellektueller zum Thema ,Dialog der Kulturen‘, ist sehr religiös und reist jedes Jahr zu Ostern nach Jerusalem, um eine Flamme des Heiligen Feuers mitzubringen, die angeblich auf wundersame Weise erschienen ist.


Ein weiterer Impulsgeber ist der bekannte Filmemacher Nikita Michalkow, der seit zwei Jahrzehnten versucht, nach dem Fall des Kommunismus die Wiedergeburt eines ,weißen Russlands‘ zu erreichen. Es war vermutlich Michalkow, der Putin mit dem Philosophen Iwan Iljin bekannt machte, der die Gewalt der Besten gegen das Böse rechtfertigt.


Iwan Iljin, ein russischer Exil-Philosoph (1883–1954), gilt inzwischen als der große Ideengeber für Putins aggressive großrussische Identitätspolitik. Für die patriotische Entwicklung in Russland spielt Iljin eine große Rolle – und er hatte Hitler und Mussolini als Retter Europas gerühmt. Putin erwähnt ihn öfter in seinen Reden. Darüber hinaus soll Iljin die Anregung für die Annexion der vier ukrainischen Bezirke Donezk, Luhansk, Saporischschja und Cherson geliefert haben.


Michel Eltchaninoff legt dar, dass sich Putin durch diese Ideengeber beeinflussen ließ, indem er sich von einem Liberalen zu einem konservativen Hardliner und Imperialisten wandelte. Offenbar versucht Putin, die ehemalige UdSSR ohne Leninismus-Marxismus wiederherzustellen. Er ist sich bewusst, dass die Planwirtschaft gescheitert ist, aber an Patriotismus und Militärkultur hält er fest. Den Zusammenbruch der UdSSR versteht er als Urkatastrophe des 20. Jahrhunderts, wie er im Jahr 2005 erklärte. Alles, außer der kommunistischen Idee, sei zu rekonstruieren.


Während Putins erster Amtszeit von 2000 bis 2004 war Russland ein ganz und gar europäisches Land. Doch im Laufe von Putins konservativer Wende nach 2012 änderte sich dies. Er stellte die europäische Ausrichtung Russlands immer mehr in Frage und lehnte sie schließlich ab.“




Quellen: Wladimir Wladimirowitsch Putin
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Kapitel 2


Das Ende der Sowjetunion und die Folgen


Der Fall der Berliner Mauer am 9. November 1989 schwächte den Einfluss Moskaus auf Mitteleuropa erheblich. Durch den sowjetischen Sieg über das nationalsozialistische Deutschland im Zweiten Weltkrieg hatte Moskau zwar noch immer noch Hunderttausende von Soldaten in der DDR stationiert, doch um Michail Gorbatschow, den letzten Generalsekretär der KPdSU, dazu zu bringen, auf diese bedeutende militärische Macht zu verzichten, machte US-Außenminister James A. Baker im Februar 1990 den folgenden Vorschlag: „Was wäre, wenn Sie Ihren Teil Deutschlands aufgeben und wir zusagen, dass sich die NATO nicht einen Zentimeter von ihrer derzeitigen Position nach Osten bewegen wird?“


Über dieses hypothetische Angebot brach sofort eine Kontroverse aus, zunächst hinter verschlossenen Türen und dann auch öffentlich. Es kam dann aber anders. Gorbatschow gab zwar seinen Teil Deutschlands auf, doch nach dem Zusammenbruch der Sowjetunion im Dezember 1991 überdachte Washington seine Optionen. Die Vereinigten Staaten erkannten, dass sie einen großen Vorteil hätten, wenn kein Zentimeter des ehemals sowjetischen Territoriums für die NATO tabu sei. Washington könnte das Bündnis anführen und es für eine große Zahl neuer Mitglieder öffnen.


In den 1990er-Jahren tat Washington dann genau dies. Am 12. März 1999 kam es zu einer Erweiterung der NATO, die über Mittel- und Osteuropa bis zur polnisch-russischen Grenze bei Kaliningrad führte. Polen, Tschechien und Ungarn traten der NATO bei. (Sarotte, Not one Inch, S.1 f.)


Auf dem Washingtoner Gipfel im April 1999 hatte sich das Bündnis auf eine „Politik der offenen Tür“ festgelegt. Allen interessierten Staaten stand im Grundsatz die Möglichkeit eines Beitritts offen. Allerdings hatte sich die Allianz für die Zeit bis 2002 eine Denkpause verschrieben: In dieser Zeit sollte die erste Erweiterungsrunde mit Mitgliedern des ehemaligen Warschauer Paktes ausgewertet werden. Auf Grundlage dieser Ergebnisse könnte dann über künftige Schritte einer Osterweiterung entschieden werden.




[image: Die Besetzung der Berliner Mauer, von der Bundesrepublik aus gesehen. Im Hintergrund das Brandenburger Tor.]
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Die russische Regierung lehnte die Osterweiterung der NATO ab. Diese Grundhaltung, die aus heutiger Sicht relativ eindeutig scheint, stand jedoch erst am Ende eines längeren Prozesses der Positionsbestimmung fest, in dessen Verlauf erhebliche Kurswechsel und Widersprüche in der russischen Regierungspolitik zu beobachten waren.


Im August 1993 stimmte Präsident Jelzin während seines Besuchs in Polen dessen Beitritt zur NATO noch zu, doch einen Monat später revidierte er seine Position in einem Brief an die Regierungen der USA, Frankreichs, Großbritanniens und Deutschlands. Die Begründung: Die Osterweiterung der Allianz könne den Eindruck in der russischen Gesellschaft hervorrufen, man sei nun isoliert. Die Haltung der russischen Regierung scheint zu diesem Zeitpunkt noch nicht klar gewesen zu sein, denn ebenfalls im September versicherte Außenminister Kosyrew seinem ungarischen Amtskollegen, die Mitgliedschaft Ungarns in der NATO verstoße nicht gegen die Interessen der Russischen Föderation.


Trotz dieser widersprüchlichen Äußerungen blieb in Russland die grundsätzliche Ablehnung der NATO-Erweiterung bestehen. Diese Ablehnung ging wohl von der überwiegenden Mehrheit des russischen Establishments aus, die Druck auf Jelzin und seinen Außenminister Kosyrew ausübte. Als Urheber dieses Drucks wurden Hardliner im russischen Militär und Kommunisten in der Duma vermutet. Im Februar 1995 erklärte Jelzin, Russland beanspruche zwar kein Vetorecht bei der Bündniserweiterung, werde aber einer übereilten Ausdehnung der NATO nicht zustimmen. (https://www.bits.de/public/researchreport/rr99-3-1.htm)


Am 27. Mai 1997 wurde die NATO-Russland-Grundakte unterzeichnet. Darin verpflichten sich beide Seiten, die Souveränität aller Staaten zu achten, und Russland erkannte an, dass es kein Vetorecht gegen die NATO-Mitgliedschaft anderer Länder habe.


Putins Anschuldigungen


Fast 30 Jahre nach dem Rücktritt von James A. Baker als Außenminister geht es in der aktuellen Konfrontation in der Ukraine nicht zuletzt um einen seit Langem schwelenden Streit darüber, ob und welche Zusagen Baker in den letzten Tagen des Kalten Krieges gegenüber Moskau gemacht habe und ob die Vereinigten Staaten diese Zusagen eingehalten hätten.


Präsident Wladimir Putin und hohe Regierungsbeamte behaupten, Baker habe eine NATO-Erweiterung nach Osteuropa ausgeschlossen, als er noch unter Präsident George H. W. Bush im Amt war. Das Versäumnis des Westens, sich an diese Vereinbarung zu halten, ist dieser Ansicht nach die eigentliche Ursache für die Krise, in die Europa gestürzt ist und die den Krieg in der Ukraine verursacht hat. Im Januar 2022 forderte Putin den Verzicht auf die NATO-Mitgliedschaft der Ukraine als Preis für das Fallenlassen möglicher Invasionspläne. Dieselbe Forderung tauchte auch im Angebot für Friedensgespräche im Juni 2024 erneut auf: keine NATO-Mitgliedschaft für die Ukraine.


Nach der bekannten Aktenlage kann jedoch nur vermutet werden, dass es sich hierbei um eine einseitige Darstellung der Ereignisse handelt, die jahrelang zur Rechtfertigung der russischen Aggression genutzt wurde. Zwar gab es in den Monaten nach dem Fall der Berliner Mauer tatsächlich Gespräche zwischen Baker und dem sowjetischen Staatschef Michail Gorbatschow über die Einschränkung der NATO-Zuständigkeit im Falle der Wiedervereinigung von Ost- und Westdeutschland. Doch keine Bestimmung die NATO betreffend wurde in den Zwei-plus-Vier-Vertrag aufgenommen, der 1990 zwischen den Siegermächten des Zweiten Weltkriegs USA, Russland, Großbritannien, Frankreich sowie der Bundesrepublik und der DDR geschlossen wurde. Dieser Vertag besiegelte die deutsche Wiedervereinigung.


„Unterm Strich ist das ein untaugliches Argument“, meinte Baker in einem Interview im Jahr 2014 – wenige Monate, nachdem Russland die Krim erobert und in der Ostukraine interveniert hatte. „Es stimmt, dass ich in der Anfangsphase der Verhandlungen gesagt habe, ,was wäre, wenn‘. Dann jedoch unterstützte Gorbatschow selbst eine Lösung, die die Grenze erweitert und die Deutsche Demokratische Republik oder Ostdeutschland in die NATO einschloss.“ Da die Russen diesen Vertrag unterzeichnet haben, fragte sich Baker: „Wie können die Russen sich auf etwas berufen, das ich einen Monat oder so zuvor gesagt habe? Das ergibt einfach keinen Sinn.“


(https://www.nytimes.com/2022/01/09/us/politics/russia-ukraine-james-baker.html)


Während Putin die Vereinigten Staaten beschuldigte, eine Vereinbarung zu brechen, die nie getroffen wurde, verletzte Russland eine Vereinbarung, die es in Bezug auf die Ukraine getroffen hatte. Im Jahr 1994, nach dem Zerfall der Sowjetunion, unterzeichnete Russland zusammen mit den Vereinigten Staaten und Großbritannien ein Abkommen, das sogenannte Budapester Memorandum, in dem die neue und unabhängige Ukraine 1.900 Atomsprengköpfe an Russland übergab. Im Gegenzug verpflichteten sich die drei Unterzeichnerstaaten, „die Unabhängigkeit und Souveränität sowie die bestehenden Grenzen der Ukraine zu respektieren“ und „auf die Androhung oder Anwendung von Gewalt“ gegen das Land zu verzichten.


Russland akzeptierte die ukrainische Souveränität nicht. Es annektierte die Krim und unterstützte die Separatisten, die in der Ostukraine die Kiewer Regierung bekämpften. Und erst recht ignorierten sie diese Souveränität, als am 22. Februar 2022 russische Truppen in die Ukraine einmarschierten und seitdem gegen das Land Krieg führen.


Deutsche Wiedervereinigung


Der Streit geht zurück auf die letzten Jahre des Kalten Krieges, als Ost und West über den Rahmen dessen verhandelten, was Präsident George H. W. Bush eine neue Weltordnung nennen würde. Der Fall der Berliner Mauer am 9. November 1989 führte zu Verhandlungen über die Wiedervereinigung der beiden nach dem Zweiten Weltkrieg entstandenen deutschen Staaten. Die Bush-Regierung war entschlossen, ein vereintes Deutschland in der NATO zu verankern, während westliche Politiker versuchten, die Sicherheitsbedenken der Sowjets zu zerstreuen.


Als Anreiz für die Zustimmung zur deutschen Wiedervereinigung bot Baker laut einem freigegebenen Memorandum, in dem die Diskussion festgehalten ist, „unumstößliche Garantien, dass sich die Zuständigkeit oder die Streitkräfte der NATO nicht nach Osten verlagern würden“. „Es wird keine Ausweitung der NATO-Zuständigkeit für die NATO-Streitkräfte um einen Zoll (,not one inch‘) nach Osten geben“, sagte Baker zu Gorbatschow und kam während des Gesprächs dreimal auf diese berühmt gewordene Formel zurück.




[image: Ein Streitpunkt, der bis heute eine Rolle spielt, ist die der NATO-Osterweiterung. Sagte US-Außenminister Baker 1990 Gorbatschow zu, die NATO würde „nicht einen Zoll“ nach Osten vorrücken?]
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In Washington war der Stab des Nationalen Sicherheitsrates nicht einverstanden, und es kam zu Diskussionen über verschiedenen Interpretationen des Begriffs „Zuständigkeit“. Als Minister Baker im Mai nach Moskau zurückkehrte, bot er die sogenannten „neun Zusagen“ an, darunter die Zusage, die Sowjetunion könne ihre Truppen für eine Übergangszeit in Ostdeutschland belassen und die NATO-Truppen würden nicht in dieses Gebiet vorrücken, bis die Russen es verlassen hätten. Dies war kein Versprechen, das Bündnis nicht nach Osten auszudehnen, aber Baker bestand gegenüber den Sowjets darauf, dass dies das Beste sei, was die USA anbieten könnten.


Gorbatschow stimmte schließlich zu. Der Vertrag über die Wiedervereinigung Deutschlands im Jahr 1990 schloss ausländische Truppen aus dem ehemaligen Ostdeutschland aus, doch deutsche Truppen, die der NATO unterstellt wären, konnten dort stationiert werden, sobald die sowjetischen Streitkräfte bis Ende 1994 abgezogen wären. Darüber hinaus wurde in dem Vertrag nichts über eine NATO-Erweiterung gesagt.


Condoleezza Rice, damals Beraterin von Präsident George H. W. Bush, erinnerte später daran, dass es ausschließlich um die Wiedervereinigung Deutschlands ging. Sie fügte hinzu: „Die Erweiterung der NATO war in den Jahren ‘90/‘91 kein Thema.“ Auch Gorbatschow sagte im Jahr 2014 in einem Interview nach der russischen Intervention in der Ukraine: „Das Thema NATO-Erweiterung wurde überhaupt nicht diskutiert, und es wurde in jenen Jahren auch nicht angesprochen“. „Es ging um die ausländischen Truppen in Ostdeutschland. Bakers Aussage, dass es keinen Zentimeter Verschiebung gebe werde, wurde in diesem Zusammenhang gemacht“, sagte Gorbatschow. (https://www.rbth.com/international/2014/10/16/mikhail_gorbachev_i_am_against_all_walls_40673.html)


Ende der 1980er- und Anfang der 1990er-Jahre wuchs in der Ukraine und anderen Republiken der Sowjetunion die Zahl der Befürworter der Unabhängigkeit. Die Vereinigten Staaten verfolgten eine Politik der Nichteinmischung, und Präsident Georg H. W. Bush vertraute darauf, dass der sowjetische Präsident Michail Gorbatschow den Reformprozess steuern werde. Bush vermied es daher, die Nationalisten in den Republiken zu unterstützen, wie er später in seinen Memoiren, „A World Transformed“ erklärte: Er wollte einen stabilen und vor allem friedlichen Wandel sehen. Seiner Ansicht nach war dafür ein politisch starker Gorbatschow notwendig. Wenn er bei der Umsetzung des Vertrages über die Union souveräner Staaten zögerte, könnte das den Zerfall der Union bedeuten. Bush befürchtete, dass die Sowjetunion im Falle ihres Zusammenbruchs zu einer Albtraumversion von Jugoslawien werden könnte: Zerfall in ethnische Gruppen, mit Atomwaffen im Spiel.


Bushs „Chicken-Kiev“-Rede


Am 1. August 1991, zum Abschluss eines dreitägigen Besuchs in der Sowjetunion, nutzte Präsident Bush einen eintägigen Aufenthalt in Kiew, um in einer Rede vor dem Parlament seine Ansichten über die Umgestaltung der Sowjetunion in einen lockeren Bund souveräner Staaten darzulegen.


„Freiheit ist nicht gleichbedeutend mit Unabhängigkeit. Die Amerikaner werden diejenigen nicht unterstützen, die Unabhängigkeit anstreben, um eine weit entfernte Tyrannei durch eine lokale Despotie zu ersetzen. Sie werden nicht diejenigen unterstützen, die einen selbstmörderischen Nationalismus fördern, der auf ethnischem Hass beruht“, sagte Bush vor dem Parlament. (https://www.washingtonpost.com/archive/politics/1991/08/02/bush-warns-ukraine-on-independence/51816b73-cb9e-40ba-bd56-c81d24a5b62b/)


Bushs Rede wurde im ukrainischen Parlament mit stehendem Beifall bedacht, doch von ukrainischen Nationalisten wurde diese Position kritisiert. Ein nationalistischer Politiker, Stepan Pawluk, beklagte, dass „Bush nicht versteht, dass wir gegen einen totalitären Staat kämpfen“. Er kommentierte, „dass Bush viel über Freiheit spricht, aber für uns ist es unmöglich, sich Freiheit ohne Unabhängigkeit vorzustellen“. Auch die Konservativen in den USA hielten Bushs Haltung für verfehlt.


Das war drei Wochen vor der Unabhängigkeitserklärung der Ukraine und vier Monate vor dem Unabhängigkeitsreferendum im Dezember, bei dem über 92 Prozent der Ukrainer für den Austritt aus der Sowjetunion stimmten. Am 8. Februar 1992 schrieb die Zeitung The Economist, Bushs Rede sei das eklatanteste Beispiel dafür, dass andere Nationen die Unvermeidbarkeit der Unabhängigkeit der Ukraine nicht erkannten.


Bush kommentierte seine Rede noch einmal im Jahr 2004 und erklärte, er habe gemeint, die Ukrainer sollten nicht „etwas Dummes“ tun, und wenn ihre Führer nicht klug handeln würden, wäre wohl ein hartes Durchgreifen aus Moskau erfolgt. Auch Condoleezza Rice äußerte Verständnis für die damalige Position Bushs. Im Jahr 2005 antwortete sie während einer Pressekonferenz auf eine Frage zu jener Rede, dass es im Nachhinein leicht zu erkennen sei, was an der Perspektive der Rede falsch war, aber dass damals, im Jahr 1991, mit einem friedlichen Zusammenbruch der atomar bewaffneten Sowjetunion nicht ohne Weiteres gerechnet werden konnte.


William Safire, konservativer Kolumnist der New York Times, nannte die Rede Bushs im Rückblick „Chicken Kiev speech“. Er nutzte dabei den Namen des bekannten Gerichts Chicken Kiev (gefüllte Hühnerbrust) für ein Wortspiel: „chicken“ bedeutet nämlich umgangssprachlich „feige“. Also sei der Inhalt der Bush-Rede in Kiew feige gewesen. Damit protestierte Safire gegen die seiner Meinung nach „kolossale Fehleinschätzung“ der Lage, die in den schwachen – „feigen“ – Formulierungen zum Ausdruck gekommen sei.


(https://www.nytimes.com/2004/12/06/opinion/putins-chicken-kiev.html)


Referendum zur Unabhängigkeit


Präsident Bush war es also nicht gelungen, das ukrainische Parlament davon zu überzeugen, die Schwäche Moskaus nach dem Putsch im August 1991 nicht auszunutzen, um die Unabhängigkeit zu erreichen. Kiew rief im Dezember 1991 zu einer Doppelwahl auf, bei der die Ukrainer sowohl über ein Referendum zur Unabhängigkeit als auch über einen neuen Präsidenten abstimmen sollten. Mehr als 90 Prozent der Wahlberechtigten sprachen sich für die Unabhängigkeit aus, darunter auch 54 Prozent der Wähler auf der Krim, der überwiegend von Russen bewohnten Halbinsel mit dem wichtigen Schwarzmeerhafen Sewastopol. In der ostukrainischen Region Donbass lag die Zustimmung zur Unabhängigkeit bei über 80 Prozent.


Boris Jelzin, der zu diesem Zeitpunkt Gorbatschow als führende Persönlichkeit in Moskau abgelöst hatte, erkannte zu spät, wie sehr er den Wunsch der Ukraine, sich vom zusammenbrechenden Sowjetimperium zu lösen, unterschätzt hatte. Nach dem gescheiterten August-Putsch vom August 1991 hatte er noch versucht, die Ukraine in der Union zu halten, indem er Kiew sogar mit der Annexion der Krim und des Donbass gedroht hatte.


Jelzin sah sich nun zu einem drastischen Kurswechsel gezwungen. Er beschloss, sich eine Woche nach dem ukrainischen Unabhängigkeitsvotum mit den Präsidenten der Ukraine und Weißrusslands, Leonid Krawtschuk und Stanislau Schuschkewitsch, in einem weißrussischen Jagdhaus nahe der polnischen Grenze zu treffen. Da er sah, dass er die Ukraine nicht in der Union halten konnte, und er befürchtete, dass andere Republiken diesem Beispiel folgen würden, beschloss er, die Union der Sowjetrepubliken aufzulösen. Die drei Staatsoberhäupter kamen überein, das Ende der Sowjetunion zu erklären, wobei sie Gorbatschow erst nach einem Anruf bei Bush informierten. Gorbatschow trat am 25. Dezember als Präsident zurück.


Nuklearmacht Ukraine


Mit der Unabhängigkeit wurde die Ukraine praktisch zu einer Atommacht. Der neue Staat übernahm etwa 1.900 nukleare Sprengköpfe und 2.500 taktische Atomwaffen, die auf seinem Territorium lagerten. Allerdings hatte die Ukraine nur die physische und nicht die operative Kontrolle über diese Waffen. Die Befugnis, sie einzusetzen, lag nach wie vor in den Händen Moskaus. Aber das war angesichts der exzellenten Fähigkeiten der Ukraine und der großen Produktionskapazitäten, insbesondere für Raketen, auf lange Sicht nicht von Bedeutung. So waren etwa die sowjetischen ballistischen Raketen, die 1962 nach Kuba geliefert wurden, in der Ukraine hergestellt worden.


Geprägt durch die Nuklearkatastrophe von Tschernobyl schienen die Ukrainer zunächst geneigt zu sein, sich den Plänen der USAund Russlands zur Denuklearisierung anzuschließen. Doch der anhaltende Konflikt der Ukraine mit Russland, insbesondere was den Status der Krim betraf, führte zu einem Umdenken in Kiew. Im Mai 1992 gerieten Moskau und Kiew über das Schicksal der Schwarzmeerflotte der Sowjetunion aneinander, die in dem Krimhafen Sewastopol stationiert war. Der Streit über die Aufteilung der Flotte zwischen Russland und der Ukraine und über die Kontrolle des Hafens sollte sich über die folgenden fünf Jahre hinziehen. Mit dem Aufflammen der Spannungen begann das ukrainische Parlament, neue Forderungen zu stellen: Für den Verzicht auf die sowjetischen Raketen verlangte man eine finanzielle Entschädigung sowie die formelle Anerkennung der ukrainischen Grenzen und Sicherheitsgarantien.


Das Budapester Memorandum


Auf einem Gipfeltreffen der OSZE (vormals KSZE) im Dezember 1994 in Budapest beschlossen die Staats- und Regierungschefs der USA, Russlands und Großbritanniens, Kiew das sogenannte Budapester Memorandum anzubieten. Ziel des Memorandums war es, das Land zum Beitritt zum Atomwaffensperrvertrag zu bewegen, um den Abzug der Atomwaffen aus der Ukraine zu erreichen. Im Gegenzug würde die Ukraine die Zusicherung ihrer territorialen Integrität erhalten – keine Garantien, ein bedeutender Unterschied, der aber in der Welt nach dem Ende des Kalten Krieges nicht so wichtig zu sein schien.


Die Ukraine beschloss, das Memorandum zu unterzeichnen, obwohl es keine bindenden Garantien erhielt. Kiew tat dies, weil seine Position schwach war: Das Land stand am Rande des wirtschaftlichen Zusammenbruchs. Da sich die Vereinigten Staaten und Russland in dieser Frage einig waren, drohte der Ukraine die internationale Isolation, wenn sie nicht unterzeichnete. Das Abkommen bot die Chance, die Isolation zu vermeiden und die dringend benötigte finanzielle Unterstützung zu erhalten.


Das Budapester Memorandum schien ein bedeutender Moment des gemeinsamen Triumphs und der Einigkeit zwischen Washington und Moskau zu sein. Wie US-Präsident Bill Clinton seinem russischen Kollegen, Boris Jelzin, mitteilte, setzten sie sich gemeinsam für eine ehrenwerte Sache ein: „Wir haben die Chance seit der Entstehung des Nationalstaates, dass der gesamte europäische Kontinent in Frieden leben kann.“ Clinton betonte auch, dass die Ukraine der Dreh- und Angelpunkt dieser Bemühungen sei.


Kürzlich freigegebene Dokumente zeigen jedoch, dass der gemeinsame Triumph nicht das war, was er zu sein schien. Die Ukraine hatte die Vereinbarung zwar anerkannt, weil sie wenig dagegen unternehmen konnte, aber – wie ein ukrainischer Diplomat seinen US-Kollegen bereits kurz vor der Unterzeichnung mitteilte – sein Land machte sich keine Illusionen darüber, dass die Russen sich nicht an das von ihnen unterzeichnete Memorandum halten würden. Kiew wusste, dass die alte imperiale Machtzentrale in Moskau die Ukraine nicht so einfach davonkommen lassen würde. Stattdessen hoffte die ukrainische Regierung darauf, Vereinbarungen mit anderen Ländern abschließen zu können, die es Kiew ermöglichen würden, in internationalen Gremien um Hilfe zu bitten, wenn die Russen gegen das Budapester Memorandum verstoßen sollten.




[image: Am 31. Dezember 1999 nahm Jelzin seinen Abschied und ernannte Putin zum Nachfolger im Präsidentenamt. Welche Machtspiele im Hintergrund dies herbeigeführt hatten, ist unbekannt.]


Am 31. Dezember 1999 nahm Jelzin seinen Abschied und ernannte Putin zum Nachfolger im Präsidentenamt. Welche Machtspiele im Hintergrund dies herbeigeführt hatten, ist unbekannt.





Somit befand sich die Ukraine in einer zunehmend gefährlichen Situation: Einerseits lag sie an der Grenze eines verkleinerten russischen Imperiums, das von einem Comeback träumte, andererseits außerhalb der entstehenden westlichen Ordnung nach dem Kalten Krieg.


Nachdem die USA zur Entnuklearisierung der Ukraine beigetragen hatte, glaubte man dort, sich nicht mehr um das Land kümmern zu müssen, da man seine Unabhängigkeit für eine vollendete Tatsache hielt. In Wirklichkeit akzeptierte Moskau diese Unabhängigkeit nie wirklich, zum Teil auch deshalb, weil Russland die Ukraine nicht nur als wichtigen Bestandteil des alten Imperiums betrachtete, sondern auch als historisches und ethnisches Herz des modernen Russlands.


Das Budapester Memorandum konnte diese Diskrepanz nicht auf Dauer beiseite räumen. Hätte das Memorandum die von den Ukrainern geforderten Garantien für die territoriale Integrität ihres Landes anstelle von bloßen Zusicherungen geboten, wäre es für Russland wohl viel schwieriger gewesen, ukrainisches Territorium zu verletzen, einschließlich der Krim und des Donbass.


Machtwechsel in Moskau


Für Washington war es eine große Überraschung, als am 31. Dezember 1999 ein ehemaliger KGB-Agent, Wladimir Wladimirowitsch Putin, zum Präsidenten Russlands ernannt wurde. Im Zuge eines geheimen Deals verkündete Jelzin in der Silvesternacht überraschend im Fernsehen, dass er mit sofortiger Wirkung zurücktrete und Putin das Präsidentenamt übernehme.


Dadurch wurde es schwieriger für die Ukraine, ihre Unabhängigkeit zu behaupten. Im Gegensatz zu Jelzin unternahm Putin Anstrengungen, den russischen Einfluss im postsowjetischen Raum wieder geltend zu machen – zunächst mit politischen und wirtschaftlichen Mitteln, dann auch mit militärischer Gewalt. Putins Ziel bestand darin, die Sowjetunion ohne Kommunismus wieder auferstehen zu lassen. Westliche Politiker hielten jedoch an der Annahme fest, dass Putin eingesetzt worden sei, um den von Jelzin eingeschlagenen innen- und außenpolitischen Kurs fortzusetzen.


Der Fehler in dieser Annahme wurde nicht sofort deutlich, da Putin zunächst bereit schien, mit dem Westen zusammenzuarbeiten, vor allem nach den Anschlägen vom 11. September 2001. Putin sah diese Zusammenarbeit jedoch weniger als Ausdruck gemeinsamer Interessen, sondern vielmehr als einen Weg, der Moskau westliche Zugeständnisse einbringen sollte. Doch Washington weigerte sich, das zu tun, was der Kreml als Gegenleistung für seine Unterstützung der US-Invasion in Afghanistan erwartet hatte, nämlich Russland freie Hand im postsowjetischen Raum zu geben. Stattdessen hielten die Vereinigten Staaten an ihrer Unterstützung der Souveränität der ehemaligen sowjetischen Republiken fest und weigerten sich, Putins Anspruch anzuerkennen, dass Russland ein fortwährendes Recht auf die Vorherrschaft in seinem ehemaligen Imperium besitze.


Die Probleme verschärften sich noch, als die weitere Expansion der NATO und der EU nach Osteuropa dieser kurzlebigen Periode der scheinbaren Annäherung zwischen Putin und Bush ein Ende bereitete. Nachdem Ungarn, Polen und Tschechien bereits 1999 NATO-Mitglied geworden waren, nahm das Bündnis 2004 sieben weitere Staaten auf: Estland, Lettland, Litauen, Rumänien, Bulgarien, Slowenien und die Slowakei. Sie alle waren einst Teil der Sowjetunion gewesen. Putin, Führer eines Imperiums, das seinen eigenen Niedergang verleugnete, empfand dies als massiven Affront. Er hielt die alten sowjetischen Grenzen immer noch für unumstößlich.


Die Orange Revolution in Kiew


Die NATO-Osterweiterung ließ die Verwundbarkeit der Ukraine klar zutage treten. Als eine der wenigen funktionsfähigen Demokratien, die östlich der NATO- und EU-Grenzen verblieben waren, befand sich die Ukraine schlagartig in einer besonderen Form des Schwebezustands zwischen dem Osten und dem Westen. Die Lage spitzte sich dramatisch zu, als die Ukrainer während der sogenannten Orange Revolution ihrem Wunsch nach einem Beitritt zur EU Ausdruck verliehen. Nach einer Präsidentschaftswahl, deren Legitimität fraglich war, versammelten sich im November und Dezember 2004 große Menschenmengen auf dem Maidan-Platz im Zentrum von Kiew und forderten freie Neuwahlen – mit Erfolg. Aus diesen Wahlen ging der proeuropäische Kandidat Wiktor Juschtschenko als Sieger hervor.


Für Putin war die Orange Revolution eine doppelte Niederlage. Nicht nur, dass sein Kandidat Wiktor Janukowitsch verloren hatte, obwohl der russische Präsident persönlich in die Ukraine gereist war, um für ihn Wahlkampf zu machen, sondern die demokratischen Proteste in der Ukraine verstärkten auch die antirussische Stimmung in zwei anderen Staaten, in denen es zu Revolutionen gekommen war: in Georgien und Kirgisistan. Besonders empfindlich reagierte Putin auf Volksbewegungen, die große Straßendemonstrationen auslösen konnten.


Putin weigerte sich nicht nur zu akzeptieren, dass sich die Ukraine aus seinem Machtbereich verabschiedet hatte, sondern er betrachtete die Straßendemonstrationen auch als Protest gegen seine Autorität innerhalb Russlands. In seinen Augen waren alle Proteste eine direkte Bedrohung der Stabilität seines persönlichen Regimes.


Münchner Sicherheitskonferenz 2007


Als Putin am 9. Februar 2007 in München auf der Sicherheitskonferenz sprach, veränderte sich die Atmosphäre im Saal spürbar. Nachdem der Präsident zunächst höflich begrüßt worden war, reagierten die Zuhörer – selbst diejenigen, die Putins Kritik am Irak-Krieg teilten – äußerst besorgt. Es klang, als steuere Putin auf einen neuen Kalten Krieg zu.


Dabei hatten die USA und Europa mit einem gewissen Optimismus jahrelang daran gearbeitet, das aus den Trümmern der Sowjetunion auferstandene Russland in eine neue Ordnung zu integrieren. Alle europäischen Staaten, einschließlich Russlands, sowie die Vereinigten Staaten und Kanada unterzeichneten mehrere Abkommen, in denen sie sich auf zentrale Grundsätze einigten, darunter den Verzicht auf die Androhung oder Anwendung von Gewalt, den Verzicht auf jegliche gewaltsame Grenzveränderung und die Bekräftigung des Rechts aller Staaten, ihr politisches und wirtschaftliches System und ihre Sicherheitsallianzen selbst zu wählen.




[image: Wladimir Putin wird 2007 als Teilnehmer der Münchner Sicherheitskonferenz begrüßt, wo er eine aufsehenerregende Rede hielt. Rechts Horst Teltschik, der Leiter der Sicherheitskonferenz.]


Wladimir Putin wird 2007 als Teilnehmer der Münchner Sicherheitskonferenz begrüßt, wo er eine aufsehenerregende Rede hielt. Rechts Horst Teltschik, der Leiter der Sicherheitskonferenz.





Einen Hinweis auf Putins wahres Denken hatte es schon 2005 gegeben, als er den Zusammenbruch der Sowjetunion als die größte Tragödie des 20. Jahrhunderts bezeichnete. Auf der Sicherheitskonferenz in München schlug er dann unmissverständliche Töne an. In seiner Rede ließ er alle diplomatischen Floskeln beiseite und trug eine lange Liste von Beschwerden über die Vorherrschaft der USA in globalen Angelegenheiten vor; darunter waren viele Themen, die die Beziehungen zwischen Moskau und Washington während seiner bislang siebenjährigen Amtszeit belastet hatten.





[image: Die NATO-Staaten im Jahr 2004, als insgesamt zehn osteuropäische Staaten Mitglied geworden waren]



Die NATO-Staaten im Jahr 2004, als insgesamt zehn osteuropäische Staaten Mitglied geworden waren 





„Der Prozess der NATO-Erweiterung hat nichts mit der Modernisierung des Bündnisses zu tun", sagte Putin. „Wir haben das Recht zu fragen: ,Gegen wen ist diese Erweiterung gerichtet?' Er fuhr fort, dass die Trümmer der Berliner Mauer als Souvenirs in Länder gebracht worden seien, die Offenheit und persönliche Freiheit preisen. Doch „jetzt wird versucht, neue Trennlinien und Regeln einzuführen, vielleicht virtuell, aber sie trennen unseren gemeinsamen Kontinent". Die Welt, so sagte er, sei jetzt unipolar: „Es gibt ein ein-ziges Zentrum der Macht, ein Zentrum der Stärke, ein Entscheidungszentrum. Es ist die Welt eines einzigen Hausherren, eines Souverns. Und das ist am Ende nicht nur tödlich für alle, die sich innerhalb dieses Systems befinden, sondern auch für den Souverän selbst, weil es ihn von innen zerstört." Vor den Augen von Bundeskanzlerin Angela Merkel und des US-Verteidigungsministers Robert M. Gates warnte Putin: „Heute beobachten wir eine fast unbegrenzte Anwendung von Gewalt — militärischer Gewalt — in den internationalen Beziehungen, einer Gewalt, welche eine Sturmflut von Konflikte nin der Welt auslöst."


Bemerkenswert an dieser Rede war nicht Putins Verurteilung der Vereinigten Staaten wegen ihrer Heuchelei vor und nach der Invasion im Irak; dies entsprach dem allgemeinen europäischen und wohl auch amerikanischen Mainstream-Denken. Der eigentliche Offenbarungsmoment war seine Schlussfolgerung, dass die von den USA geführte liberale Ordnung, in ihrem Selbstverständnis die  freie Welt, für Russland keinen Wert darstellt. Für all diejenigen, die sich intensiv um eine Einbindung Russlands in ein globales Stabilitätssystem nach dem Kalten Krieg bemüht hatten und 2007 noch glaubten, dies sei möglich, war Putins Rede ein Schock. Anderthalb Jahrzehnte später erfolgte die Invasion der Ukraine. Diese Entwicklung war seit der Rede von 2007 vorhersehbar.


Bukarest 2008 – der NATO-Gipfel


Nach der Münchner Sicherheitskonferenz vom Februar 2007 kam die Bush-Regierung zu dem Schluss, dass dies wohl der richtige Zeitpunkt sei, um eine weitere Ausweitung der NATO mit Georgien und der Ukraine ins Gespräch zu bringen. Auslöser war vermutlich eine Anfrage der ukrainischen Regierung bei der NATO nach einem „Membership Action Plan (MAP)“, der besonders von der Bush-Regierung unterstützt wurde. Wie sich im Nachhinein herausstellte, war der Zeitpunkt äußerst ungünstig gewählt.


Ursprünglich wollte die US-Regierung den NATO-Gipfel 2008 im rumänischen Bukarest nutzen, um den Beginn der Beitrittsverfahren für die Ukraine und Georgien anzukündigen. Doch Putin, der ebenfalls nach Bukarest eingeladen worden war, bezeichnete die Mitgliedschaft der Ukraine und Georgiens in der Allianz als „direkte Bedrohung“ für Russland. So kam es zu einer Intervention Angela Merkels und anderer europäischer Regierungen, und man fand eine Kompromisslösung: Beiden Ländern wurde die Zusage gemacht, dem Bündnis in der Zukunft beitreten zu können, ohne dass festgelegt wurde, wie oder wann dies erreicht werden könnte.
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